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»Vor allem die Politiker dürfen sich nicht verstecken und 
einfach sagen : ›Wir haben keine Akzeptanz mehr bei 
unseren Wählern und stimmen daher für eine Pause in 
der Energiewende!‹ « In dieser Hinsicht werde die politi-
sche Debatte zu eindimensional geführt, zumal immerhin 
48 Prozent der Brandenburger die EEG-Umlage in der 
heutigen Form für »angemessen« halten (43 Prozent 
halten sie für »zu hoch«). Der BWE-Vizepräsident plä-
dierte dafür, die Herausforderungen und Lösungswege, 
wie etwa die Sektorenkopplung, energisch anzugehen : 
»Denn wenn niemand mehr in die Erforschung und 
Entwicklung erneuerbarer Energien und der Energiever-
sorgung investiert, ist es um die Zukunft des Industrie
standortes Deutschland tatsächlich schlecht bestellt.«

Moderator Thorsten Müller nahm den Ball auf und gab 
diesen im sich anschließenden Podiumsgespräch an den 
Unternehmer Jörg Müller weiter. Der Vorstandsvorsitzen-
de der ENERTRAG AG konstatierte, dass das Umlagesys-
tem den erneuerbaren Energien einen Schub gegeben 
habe – unter anderem durch den Nebeneffekt, dass sich 
tausende neue Unternehmen gegründet hätten. Was 
ihm persönlich heutzutage fehle, sei ein Rechtsrahmen 
für die zweite Phase der Energiewende : das Speichern 
der Energie. Jörg Müller wagte die Prognose, dass es 

letztlich wohl erneut vor allem kleinere Unternehmen 
sein würden, die diese zweite Phase bewerkstelligten. 
Allerdings, fuhr er fort, müssten jetzt die Voraussetzun-
gen für eine effiziente Sektorenkopplung geschaffen 
werden : »Da stehen wir uns auf den Füßen, weil durch 
die Gesetzgebung immer wieder neue Punkte einge-
bracht werden, wie der Paragraf 27a, wonach die ganze 
erzeugte Energiemenge in das Umlagesystem gepumpt 
werden muss.« Dies, so Jörg Müller, sei »Unfug« – denn 
gerade jene Energiemengen, die man für die Sektoren-
kopplung bräuchte, damit ein höherwertiges Produkt 
im Netz ankommen könne, müssten dringend aus dem 
Umlagesystem herausgenommen werden.

Auf die Frage aus dem Publikum, ob ihm eine Subventio-
nierung vorschwebe, antwortete Jörg Müller, dass er das 
EEG keineswegs als Subventionierung begreife, sondern 
eher als Förder- und Ausgleichsmaßnahme – beispiels-
weise dafür, dass Autofahrer ihre Abgase kostenlos in 
die Atmosphäre entlassen dürften : »Eigentlich bräuch-
te man nur CO2-emittierende Maschinen untersagen, 
und den Rest würden wir regeln.« Da das aber nicht so 
schnell passieren werde, sei jetzt zwar nicht unbedingt 
ein neues Fördersystem vonnöten, aber doch zumindest 
ein Hinüberwachsen aus dem jetzigen Umlagesystem in 
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ein System, welches sich von alleine trage. Leider habe 
der Gesetzgeber die Gesetze 2014 und 2016 derart 
verschärft, dass die Sektorenkopplung künftig erschwert 
werde. So sei es unwirtschaftlich, eine Power-to-Gas-
Anlage zu betreiben, beklagte Jörg Müller, da man in 
die EEG-Umlage einzahlen müsse. Die Prämisse müsse 
jedoch sein, Power-to-Projekte zu fördern. Der Unter-
nehmer verwies zudem darauf, dass man Forschung und 
Entwicklung gesetzgeberisch schlecht regeln könne – 
beispielsweise, wie man kostengünstig Energie speichert. 
»Solche Lösungen sollte der Gesetzgeber dem Erfinder-
geist überlassen«, so Jörg Müller.

Einigkeit herrschte bei allen Diskutanten darüber, dass 
Freiheiten geschaffen werden müssten – gestützt durch 
regulatorische Eingriffe des Staates, um unternehmeri-
sche Kräfte und Innovationen anzureizen. Planungssi-
cherheit sei wichtig, betonte Lothar Säwert, der diese 
Maßgabe auch als »Herausforderung für die Raumpla-
ner« bezeichnete. Ständige Änderungen am EEG lehne 
er ab.

Ulrich Ahlke, Amtsleiter im Kreis Steinfurt, bezeichne-
te verlässliche Rahmenbedingungen als »entscheiden-
den Treiber« der erneuerbaren Energien. Mangelnde 
Planungssicherheit nannte er als einen der Punkte, der 
die ehrgeizigen Ziele seines Kreises gefährden würde. 
Konkret erwähnte der Steinfurter Amtsleiter die Ein-
maldegression im EEG 2017, die vorher nicht ange-
kündigt worden sei. Zudem müssten Bürgerwindparks 
und Bürgergenossenschaften als maßgebliche Träger 
der Energiewende in Ausschreibungsverfahren deutlich 
bessergestellt werden, als es das EEG 2017 vorsehe. An-
dernfalls bestünde – bedingt durch das erhöhte Risiko – 
die Gefahr, dass Konzerne diese Windparks aufkauften. 
Dies wiederum, prognostizierte er, würde zu einer weite-
ren Abnahme der Akzeptanz in der Bevölkerung führen.

Lothar Säwert sprach sich ebenfalls für eine deutliche 
Besserstellung der Bürgerwindparks aus und ergänzte, 
dass auch die Raumordnungsplaner, die die Flächen zur 
Verfügung stellten, sich längst mit einer »heftigen ge-
sellschaftlichen Akzeptanz-Debatte« konfrontiert sähen. 
Man komme nicht umhin, die Windenergiebranche und 
die Politik in der Debatte zusammenzubringen und den 
Gemeinden sowie den (in Mecklenburg-Vorpommern 
oft einkommensschwachen) Bürgern zu verdeutlichen, 
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welche Vorteile diese ganz konkret von der Windenergie 
hätten. Mit dem Landesgesetz zur finanziellen Teilhabe 
wolle man dort ansetzen, betonte der Abteilungsleiter.

Auf die Frage, welche Angebote die Branche machen 
könne, um das ungewünschte Mecklenburg-Vorpom-
mern-Gesetz entbehrlich zu machen, antwortete Jan 
Hinrich Glahr : »Wir fördern die Akzeptanz unter ande-
rem, indem wir in Brandenburg auf das Thema ‚vergüns-
tigte Strompreise‘ setzen. Das wurde in einigen Projekten 
umgesetzt. Um den günstigen Strom regulär an den End-
verbraucher zu liefern benötig es weitere Änderungen 
der rechtlichen Rahmenbedingungen. Wenn der Strom-
preis für alle Bürger im Umfeld eines Windparks attrakti-
ver wird, hilft das mehr als die Option einer finanziellen 
Beteiligung Einzelner.«

Auch Ulrich Ahlke plädierte dafür, der Bevölkerung ge-
genüber konkrete Vorteile zu benennen und die Chance 
zu betonen, mithilfe der Windenergie die Wertschöp-
fung in der Region zu halten und Arbeitsplätze vor Ort 
zu sichern : »Das ist eine echte Chance für den ländlichen 
Raum, das muss viel mehr herausgestellt werden«,  
sagte er. 

Dass die Energiewende oft als schwierig und zu teuer 
dargestellt werde, sei schädlich : »Schlechte Stimmung 
schafft keine Akzeptanz.«

Dass es oft eine Diskrepanz zwischen der Zustimmung 
zu den übergeordneten Zielen der Energiewende (ihrer 
Akzeptabilität) und deren Umsetzung vor Ort (also der 
Akzeptanz des Baus von Windenergieanlagen auf loka-
ler Ebene) gibt, erklärte die Soziologin Dr. Pia-Johanna 
Schweizer vom Zentrum für Interdisziplinäre Risiko- und 
Innovationsforschung der Universität Stuttgart für »nor-
mal«. Dort Lösungsversuche zu finden, sei jedoch »die 
hohe Kunst«. Unabdingbar sei ihrer Meinung nach nicht 
nur die persönliche Beteiligung der Bürger an den Ent-
scheidungsprozessen, sondern auch eine finanzielle Teil-
habe. Dabei reiche die alleinige Fokussierung auf letztere 
allerdings nicht aus.

Um zu messen, wie es mit der Akzeptanz der Wind-
energieanlagen aussieht, eignen sich laut Pia-Johanna 
Schweizer konkrete Kriterien. An erster Stelle stehe da-
bei, das Feedback der Bürger einzuholen : Wie zufrieden 
waren diese mit der Transparenz der Entscheidungs-
prozesse? Wie fair wurden die Interessen gegenein-
andergestellt und ausgehandelt? Inwiefern wurde die 
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versprochene Einflussnahme auf den Entscheidungspro-
zess eingelöst? In diesem Zusammenhang bestätigte die 
Soziologin, dass die Akzeptanz der Windenergie auch ein 
Generationenproblem sei, wie jemand aus dem Audi-
torium mutmaßte. Nicht nur die Protestkultur habe sich 
allgemein gewandelt, sondern auch die protestierenden 
Personen seien heute andere als früher. Der sogenannte 
Wutbürger stehe für das Phänomen, dass der lauteste 
Protest gegenüber Infrastrukturprojekten hauptsächlich 
von gut ausgebildeten Männern zwischen 35 und 65 
Jahren ausgehe.

Bei der abschließenden Frage des Moderators, wo die 
Bundesrepublik Deutschland in drei Jahren in Sachen 
Energiewende wohl stehen würde, gingen die Antwor-
ten der Podiumsteilnehmer weit auseinander. So wagte 
Lothar Säwert die Voraussage, dass dann in seinem 
Bundesland, Mecklenburg-Vorpommern, »viele vitale 
Windenergieprojekte mit Bürgerbeteiligung« existieren 
würden. Unternehmer Jörg Müller wiederum sah in drei 
Jahren die ersten großen Projekte, bei denen erneuerba-
rer Strom außerhalb des Strombereichs genutzt wird, um 
vor allem Bürger in der Nähe von Windenergieanlagen 
mit günstiger Energie zu versorgen. Ulrich Ahlke gab sich 
optimistisch : Die Energiewende sei – trotz einer »Delle«, 

die durch die EEG-Novelle zunächst eintreten werde – 
auf Dauer nicht aufzuhalten.

Auf sozialwissenschaftlicher Ebene äußerte Pia-Johanna 
Schweizer die Hoffnung, »dass alle in der Gesellschaft 
näher zusammenrücken, obwohl die soziale Kohäsion 
bröckelt und die gesellschaftlichen Kräfte auseinander-
driften«. Deutlich negativer fiel die Prognose Jan Hinrich 
Glahrs aus, wonach in drei Jahren der Systembruch »voll 
durchgeschlagen« sein werde: »Die Politik steuert dann 
verzweifelt hinterher, und es wird noch mehr Regulati-
ve geben – in der Hoffnung, dass das wieder angereizt 
wird, was zuvor zerstört worden ist.« Außerdem werde 
die Akzeptanz im ländlichen Raum in drei Jahren »auf 
einem Tiefpunkt angekommen sein«. Trotzdem werde 
es in den wesentlichen Bereichen der Energie – wie zum 
Beispiel Effizienz, Netze oder Sektorenkopplung – auch 
in Zukunft Innovationen durch Unternehmen geben. 
»Einer Lösung in der Energiewende werden wir aber bis 
2020 kaum nähergekommen sein«, mutmaßte er, »weil 
wir uns mit der EEG-Gesetzgebung aus dem Jahr 2016 
für mehrere Jahre blockieren.«
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Teilnehmer: 
Dr. Karin Freier, Referatsleiterin Erneuerbare Energien 
im Stromsektor, Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie (BMWi) 
Dr. Maren Petersen, Geschäftsbereichsleiterin Erzeu-
gung und Leiterin der Stabsstelle für Erneuerbare Ener-
gien, Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft 
(BDEW)

Tina Löffelsend, Leiterin Energie und nationale Klima-
politik, Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
(BUND) 
Henning Dettmer, Geschäftsführer Bundesverband  
WindEnergie e.V. (BWE) 
Matthias Zelinger, Geschäftsführer, VDMA Power 
Systems

Moderation: 
Dagmar Dehmer, Journalistin

Die Novelle des Erneuerbaren Energiegesetzes (EEG 2016) 

ist Teil der energiepolitischen Kernvorhaben, die sich das 

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) 

in der laufenden Legislaturperiode vorgenommen hat. 

Die EEG-Novelle verfolgt dabei ein markantes Ziel : Den 

Systemwechsel bei der Förderung – von einer Festver

gütung auf eine Preisfestsetzung im Rahmen einer 

wettbewerblichen Ausschreibung. In der hier doku-

mentierten »Nahaufnahme« erläuterte Dr. Karin Freier 

in einem Einführungsvortrag zunächst die wichtigsten 

Eckpunkte der Novelle. Anschließend präsentierten ver-

schiedene Experten ihre jeweilige Sicht zu den geplanten 

Änderungen. Die EEG-Novelle wurde eine Woche nach 

der Tagung, am 8. Juli 2016, vom Deutschen Bundestag 

in letzter Lesung verabschiedet.

In ihrem Vortrag betonte Dr. Karin Freier zunächst, dass 
das in der EEG-Novelle vorgesehene Ausschreibungsde-
sign im Vorfeld sehr intensiv mit der Directorate-General 
for Competition (DG Competition; Generaldirektion 
Wettbewerb) der EU-Kommission diskutiert worden sei. 
Denn der europäische Energie- und Beihilfe-Rahmen, 
auf den der geplante Systemwechsel von einer Festver-
gütung zu einer wettbewerblichen Ausschreibung vor 
allem zurückgeht, sehe generell technologieneutrale 

Ausschreibungen vor. Im Fall der EEG-Novelle würde je-
doch technologiespezifisch ausgeschrieben – laut BMWi 
aus gutem Grund : Man sei der Ansicht, dass allein der 
Systemwechsel von einer Festvergütung zu einer Aus-
schreibung insbesondere angesichts des bisher erreichten 
Anteils erneuerbarer Energien am Stromsektor (32 Pro-
zent) so groß sei, dass man nicht sofort in eine technolo-
gieneutrale Ausschreibung einsteigen wolle.

Daraufhin präsentierte Karin Freier den aktuellen Stand 
der EEG-Novelle. Demnach hätten sich die Koalitionsfrak-
tionen darauf geeinigt, ab 2017 die Förderung für Wind-
energie an Land, Windenergie auf See, Photovoltaik (PV) 
sowie Biomasse jeweils auszuschreiben. »Wir wollen 
alle erneuerbaren Energien, alle Technologien haben«, 
betonte die Referatsleiterin im BMWi. Dabei sei generell 
eine Bagatellgrenze von 750 Kilowatt festgelegt worden : 
Alle Anlagen mit geringerer Leistung sollen in Zukunft 
weiterhin eine Festvergütung erhalten. Dies treffe vor 
allem auf PV-Dachanlagen zu. Zudem gelte für den 
Bereich der Biomasse aufgrund der stark unterschied-
lichen Größenstruktur im Anlagenpark eine niedrigere 
Bagatellgrenze : Alle Anlagen mit einer Brutto-Leistung 
von maximal 150 Kilowatt erhielten eine Festvergü-
tung, größere Anlagen müssten sich verpflichtend an 

Viele Akteure, viele Meinungen

Nahaufnahme EEG 2016 –  
Aktueller Stand und Ausblick 
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einer Ausschreibung beteiligen. Als weitere Ausnahme 
nannte sie Ausschreibungen für die rund 8.000 bis 9.000 
Biomasse-Bestandsanlagen in Deutschland : Diese hätten 
im Falle eines Zuschlags die Chance auf eine Anschluss-
förderung für weitere zehn Jahre.

Bei der Windenergie an Land sei, so Karin Freier weiter, 
auf politischer Ebene mit den Ministerpräsidenten der 
Länder intensiv über die Höhe der Ausschreibungsmen-
ge diskutiert worden. Angetreten sei das BMWi hier mit 
2.500 Megawatt netto, um den Anteil von 45 Prozent 
erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch in 2025 
einzuhalten. Schließlich habe man sich auf 2.800 Mega-
watt (brutto) für die Jahre 2017 bis 2019 geeinigt, wäh-
rend für den Zeitraum von 2020 bis 2022 jeweils 2.900 
Megawatt (brutto) jährlich vorgesehen seien.

Um Vorzieheffekten entgegenzuwirken, sei zudem eine 
Einmaldegression von fünf Prozent zum 1. Juni 2017 im 
Gesetzentwurf vorgesehen. Es könne jedoch sein, dass 
im Rahmen der parlamentarischen Beratungen noch 
Modifikationen vorgenommen würden, um die Degres-
sion über mehrere Monate zu strecken und so »einen 
harten Einschnitt zu einem Datum« zu verhindern. Und 
auch, wenn man in 2017 mit den Ausschreibungen 
beginnen werde, könnten alle Windparks, die bis Ende 
2016 eine Genehmigung erhielten, noch bis 2019 nach 
der Festvergütung ans Netz gehen, unterstrich Karin 
Freier. Insofern sei es aktuell schwierig, den Markt ein-
zuschätzen, dennoch werde ein sehr intensiver Wettbe-
werb bei der Windenergie an Land erwartet.

Bei Offshore-Anlagen habe man sich Anfang Mai 2016 
mit den fünf norddeutschen Ministerpräsidenten auf eine 
Vergleichsmäßigung des Zubaus verständigt. Demnach 
sollen bis 2030 Offshore-Windparks mit einer Leistung 
von 15.000 Megawatt installiert werden. Kontinuität sei 
hier das wichtigste Prinzip. »Um das zu erreichen, wer-
den von 2021 bis 2030 pro Jahr 730 Megawatt ausge-
schrieben«, so die BMWi-Vertreterin.

Bei der Photovoltaik würden laut der geplanten EEG-
Novelle jedes Jahr 600 Megawatt ausgeschrieben. 
Beteiligen könnten sich demnach alle PV-Anlagen mit 
einer Leistung oberhalb von 750 Kilowatt, also große 

Dach- und Freiflächenanlagen. Bei den Flächenkatego-
rien sei es in diesem Zusammenhang bei den bisherigen 
Überlegungen geblieben : Freiflächen auf Konversions-
flächen auf Seitenrandstreifen sowie in Ausnahmefällen 
– zehn Anlagen pro Jahr – auf Ackerland in benachtei-
ligten Gebieten. Zusätzlich werde bei der Flächenkulisse 
eine Länderöffnungsklausel in den parlamentarischen 
Beratungen diskutiert. Das hieße : Die Bundesländer 
könnten dann selbst entscheiden, ob sie die Flächenkulis-
se für PV-Freiflächenanlagen, zum Beispiel auf Grünland, 
öffnen wollten. Karin Freier ergänzte, dass die sonstigen 
Dachanlagen, die in der Festvergütung blieben, dem »at-
menden Deckel« beziehungsweise dem »52-Gigawatt-
Deckel« unterlägen : Zurzeit seien insgesamt 40 Gigawatt 
installierte Leistungen am Netz.

Entscheidend für das BMWi, so Karin Freier, sei die Frage 
nach der Synchronisierung des Ausbaus von Netzen 
und erneuerbaren Energien. Dafür sei in der Novelle ein 
sogenanntes Netzausbaugebiet vorgesehen. Dies könne 
etwa das nördliche TenneT-Gebiet betreffen, in dem es 
aktuell zu sehr vielen Abregelungsmaßnahmen komme : 

Dr. Karin Freier
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Überwiegend Redispatch im konventionellen Bereich, 
aber auch Maßnahmen beim Einspeisemanagement im 
Bereich der erneuerbaren Energien. Gleichzeitig sei  
diese Region aber sehr windhöffig. Um zu verhindern, 
dass sich die Situation hier weiter verschärfe, habe man 
für eine derartige Region eine Maximal-Bezuschlagungs-
menge vorgesehen – und zwar 58 Prozent des durch-
schnittlichen Zubaus in der Region in den Jahren 2013 
bis 2015. Beispielsweise würden sich für die nördliche 
TenneT-Zone demnach maximal 900 Megawatt bezu-
schlagbare Gebote ergeben, die restliche Ausschrei-
bungsmenge von mindestens 1.900 Megawatt würde 
sich auf das sonstige Bundesgebiet verteilen. Die Ent-
schädigungen für Einspeisemanagement-Maßnahmen 
sollen jedoch erhalten bleiben.

Das politische Ziel einer gleichmäßigen räumlichen Ver-
teilung des Zubaus, so die Referatsleiterin, solle durch 
das nun einstufige Referenzertragsmodell erreicht wer-
den. Da man jetzt noch nicht vorhersagen könne, wie 
sich der Wettbewerb entwickele, werde das BMWi eine 
Evaluierung der Auktionsrunden durchführen. Diese be-
treffe im Kern die räumliche Verteilung des Zubaus.

In punkto Akteursvielfalt habe das BMWi eine Definition 
für Bürgerenergiegesellschaften vorgeschlagen, berich-
tete Karin Freier. Demnach ziele die Definition auf die lo-
kale Verankerung der Gesellschaft ab. Danach müsse die 
Gesellschaft mindestens zehn natürliche Personen um-
fassen, die mehr als die Hälfte der Stimmrechte halten. 
Die Personen müssen zudem seit mindestens einem Jahr 
in dem Landkreis, in dem die Windenergieanlagen reali-
siert werden sollen, ihren Hauptwohnsitz haben. Damit 
sollten Umgehungstatbestände, wie etwa die Bildung 
von Strohmann-Gesellschaften, verhindert werden.

In der sich anschließenden Talkrunde analysierte Matthias  
Zelinger, Geschäftsführer VDMA Power Systems, die 
künftigen Ausschreibungen aus Sicht der Windenergie
anlagen-Hersteller. Er betonte zunächst, dass der Ma-
schinen- und Anlagenbau in Deutschland den Markt der 
erneuerbaren Energien in den vergangenen 20 bis 25 
Jahren bedeutend mitentwickelt habe. Seiner Meinung 
nach hätten sich die Windenergieanlagen-Hersteller 
bereits frühzeitig positiv im Hinblick auf die zu erwarten-
den Ausschreibungen geäußert : »Wettbewerb fördert 
Innovationen und sorgt dafür, besser zu werden.« Als 
problematisch sähen die Hersteller bei der Windenergie 

Dagmar Dehmer, Matthias Zelinger, Tina Löffelsend, Dr. Maren Petersen, Henning Dettmer (von links nach rechts) 
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an Land indes die Übergangszeit für jene Anlagen an, die 
noch in 2016 genehmigt und anschließend gebaut wer-
den sollten. Ursprünglich sei man davon ausgegangen, 
»über den ›normal atmenden Deckel‹ mit der Degression 
einen relativ sanften Übergang zu schaffen«, so Matthias 
Zelinger. Dies bezweifle man jedoch inzwischen : »Die 
Sonderdegression plus ›verschärfter atmender Deckel‹ 
können dazu führen, dass 2017 im ersten Halbjahr kräf-
tig zugebaut wird und im zweiten Halbjahr im Zwei-
felsfall Kurzarbeit ansteht«, so seine Prognose. Insofern 
werde es »bei Investoren und in Unternehmen eine 
Menge Kollateralschäden« geben. Langfristig halte er die 
jährlichen Ausschreibungsmengen für zu gering.

Deutliche Kritik an der EEG-Novelle 2016 übte, stellver-
tretend für Umweltverbände, Tina Löffelsend vom BUND. 
Ihrer Ansicht nach bilde die Novelle »in keiner Weise« 
den von der UN-Klimakonferenz 2015 in Paris erarbei-
teten Auftrag ab, die Verbrennung fossiler Energieträ-
ger bis etwa 2040 komplett einzustellen sowie eine 
Komplettumstellung der Energieversorgung noch vor 
diesem Zeitraum auf erneuerbare Energien. »Statt den 
Windenergie-Zubau zu fördern, wird die Ausbaudynamik 
der erneuerbaren Energien abnehmen«, beklagte die 

BUND-Expertin. So verhalte sich die Bundesregierung bei 
der Reduzierung der Kohleverstromung »zu zaghaft«. 
Die von Karin Freier mehrfach zitierte Netzproblematik 
diene lediglich dazu, den wahren Grund für die Be-
grenzung der Ausbaumenge erneuerbarer Energien zu 
verschleiern, so Tina Löffelsend : »So werden an einigen 
Stellen schlicht fossile Kraftwerke am Netz gehalten.«

Als einen der zentralen Punkte für die Forderung nach 
Nachbesserungen führte sie die Akteursvielfalt an, die 
eine tragende Säule auch für die Akzeptanz der Energie-
wende darstelle. Hier bedeute die vorgesehene Um-
stellung auf ein Ausschreibungsverfahren, dass kleine 
Akteure nicht mehr zum Zuge kommen könnten. Denn 
Bürgerenergieprojekte, die typischerweise als mehrheit-
lich von Bürgern getragene Ein- und Zweiprojekt-Gesell-
schaften strukturiert seien – und die zurzeit ungefähr ein 
Drittel bis die Hälfte des gesamten Marktes ausmachten 
– könnten die mit einer Ausschreibung verbundenen Risi-
ken schlicht nicht tragen. Hinzu komme, dass Bürger vor 
Ort nur dann stärker dazu bereit seien, die Energiewende 
mitzutragen, wenn sie »echt partizipieren« könnten –  
und nicht nur eine »Scheinbeteiligungsfunktion« inne
hätten. »Bürgerprojekte dürfen daher per Definition 
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nicht so eng gefasst sein, wie es von der Bundesregie-
rung vorgesehen ist«, forderte sie. Stattdessen seien 
als Wohnsitze investitionswilliger Bürger auch Nach-
barlandkreise einzubeziehen, die an den Standort 
einer geplanten Anlage grenzten. Dies sei vor allem in 
strukturschwachen Regionen wichtig, in denen die Men-
schen nicht allzu viel Eigenkapital investieren könnten. 
Wichtig sei außerdem, das Zuschlags- und Preisrisiko für 
diese Gesellschaften und Projekte auszuschalten : »Die 
Bürgerprojekte können weder das Kapital einwerben, 
noch das Risiko tragen, für ihr eigenes Projekt keinen 
Zuschlag zu erhalten«, so Tina Löffelsend. Aus diesem 
Grund fordere der BUND eine garantierte Bezuschla-
gung für Bürgerenergiegesellschaften, ausgerichtet am 
Durchschnittspreis mehrerer Ausschreibungsrunden. Dies 
halte man mit dem geplanten Ausschreibungsmodell für 
kompatibel.

Kritisch äußerte sich die Umweltverbandsvertreterin in  
Bezug auf die geplante Deckelung von maximal 45 Pro- 
zent Anteil der erneuerbaren Energien am Brutto-Strom
verbrauch im Jahr 2025. Bis 2025 wären nochmals 
zehn bis 15 Prozentpunkte mehr erneuerbare Energien 
notwendig, stattdessen seien nicht einmal die im EEG 
2014 bislang festgesetzte jährliche Netto-Zubaumenge 

von 2.500 Megawatt für die Zukunft gesichert. »Wenn 
man davon ausgeht, dass sich diese Bruttomengen, wie 
jetzt festgelegt, fortschreiben lassen würden, bedeutet 
das keinen Nettozubau mehr ab circa 2020«, beklagte 
die BUND-Vertreterin. Erforderlich sei jedoch nach der 
Marktanalyse des BMWi über die nächsten Jahre ein 
jährlicher Mindestzubau von etwa 4,4 Gigawatt brutto – 
je nachdem, wie viele Altanlagen vom Netz gingen.

Auf diesen Vorwurf ging Karin Freier direkt ein, indem 
sie erläuterte, warum eine Zubau-Begrenzung in den 
Netzausbauregionen aus Sicht ihres Ministeriums sehr 
wohl notwendig sei : Der Netzausbau habe sich aufgrund 
der mangelnden Akzeptanz extrem stark verzögert. So 
sei von den Vorhaben des Energieleitungsausbaugeset-
zes aus 2009 beispielsweise in Niedersachsen bis heute 
kein einziger Kilometer fertiggestellt worden. Zudem 
herrsche bei den landesübergreifenden Projekten im 
Bundesbedarfsplan, in denen die Bundesnetzagentur 
Vorhabenträger sei, durch das Erdkabelgesetz eine völlig 
neue Planungssituation. Die großen HGÜ-Trassen seien 
jedoch dringend notwendig, um insbesondere den Off-
shore-, aber auch Onshore-Windstrom, nach Süden zu 
transportieren. 
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Hinzu komme, dass im vergangenen Jahr Redispatch- 
und Einspeisemanagement-Maßnahmen in Höhe von 
einer Milliarde Euro durchgeführt worden seien – mit 
steigender Tendenz.

Ähnlich wie Matthias Zelinger als Vertreter der Hersteller 
begrüßte auch Dr. Maren Petersen vom BDEW die mit 
der EEG-Novelle geplanten Ausschreibungen. »Die Ener-
giewirtschaft hält diese Änderung zur Erreichung des 
langfristigen Ausbauziels der erneuerbaren Energien auf 
letztlich 100 Prozent für wichtig«, erklärte sie. Es müsse 
aber »ein Gleichklang mit dem Netzausbau stattfinden«, 
da es wenig sinnvoll sei, Erneuerbare-Energien-Anlagen 
zu bauen, Kilowattstunden zu produzieren »und dann 
die Anlagen abzuschalten, Einspeisemanagementzahlun-
gen zu leisten und Redispatch bei den konventionellen 
Kraftwerken durchzuführen.« In diesem Kontext stelle 
der Netzausbau einen »relevanten Faktor« dar.

Doch sei die Lösung mit der Definition von Netzausbau-
gebieten, in denen nur 58 Prozent des Zubaus der ver-
gangenen Jahre in Ausschreibungen bezuschlagt werden 
dürften, aus ihrer Sicht »zu einfach«. Maren Petersen 
sprach sich in diesem Zusammenhang für den Vorschlag 
Nordrhein-Westfalens aus. Dort wolle man das Ausmaß 

des Netzengpasses über einen Quotienten aus tatsäch-
lichen Einspeisemanagement-Maßnahmen im Verhältnis 
zur erzeugten und eingespeisten Strommenge aus erneu-
erbaren Energien berechnen und den weiteren Ausbau von 
diesem Faktor abhängig machen. Für gleichfalls problema-
tisch, so die BDEW-Vertreterin weiter, halte die Energiewirt-
schaft die geplante Einmaldegression. Denn zum 1. Juni 
2017 seien jene Anlagen beziehungsweise Projekte, die 
von der Regelung betroffen seien, bereits weit entwickelt. 
Für derart umfangreiche, bereits geleistete Vorinvestitio-
nen müsse Bestandsschutz gewährt werden, forderte die 
BDEW-Vertreterin. Dass die Einmaldegression zur Vermei-
dung von Vorzieheffeken angesetzt worden sei, klinge 
nicht plausibel : »Hier hätte man zumindest eine Staffe-
lung vorsehen müssen.«

Was den Bereich der Speichertechnologie anbelange, 
erwarte sie in den nächsten Jahren »rasante Fortschritte«  
– vor allem in Verbindung mit der Photovoltaik. Denn 
diese würde, anders als beispielsweise die Windenergie, 
»sehr verlässlich am Tag produzieren« – und in der Nacht 
nicht. Dies bedeute, dass PV-Freiflächenanlagen – in 
Kombination mit großen Batteriespeichern, die »ver-
nünftig gesteuert« werden könnten – durchaus relevan-
te Beiträge zu Systemdienstleistungen, Netzstabilität, 
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Blindleistungsbereitstellungen und anderen technischen 
Komponenten geliefert werden könnten, so Maren 
Petersen.

Kritisch äußerte sich die BDEW-Geschäftsbereichsleiterin 
zu der geplanten Mindestschwelle von 750 Kilowatt : 
»Das sind riesige Anlagen, die weder von Hausbesitzern, 
noch von Bürgerenergiegesellschaften betrieben werden, 
sondern von großen Gewerbebetrieben, die auch in 
der Lage sind, sich an Ausschreibungen zu beteiligen.« 
Insofern werde nach Meinung der Energiewirtschaft 
»eine Chance vertan, auch hier Kostendegressionen zu 
erzielen«.

Diesem Argument begegnete Karin Freier vom BMWi : 
Das Problem sei, dass Dachanlagen vor allem im kleine-
ren und mittleren Bereich den Eigenverbrauch deckten. 
Da habe man politisch »nicht eingreifen« wollen. Denn 
Eigenverbrauch sei für die Bürger eine starke Motivation, 
Bezugsstrom zu sparen. Wenn sich aber Dachanlagen im 
Wettbewerb befänden, »dann konkurriert ein Hausbe-
sitzer mit seiner Dachanlage und seinem Batteriespei-
cher bei 60 Prozent Eigenverbrauch mit einem anderen, 
der keinen Batteriespeicher besitzt und vielleicht keinen 
Eigenverbrauch hat«. Dies seien völlig unterschiedliche 

Kostenstrukturen : »Derjenige, der einen hohen Eigen-
verbrauch hat, steht wirtschaftlich wesentlich besser 
da, kann im Wettbewerb zu geringeren Preisen bieten 
und erhält dann die Zuschläge. Der Mitbewerber, der kei-
nen Eigenverbrauch hat, ginge in solch einem Falle leer 
aus.« Um dies zu verhindern, habe sich das BMWi für 
eine relativ hohe Bagatellgrenze entschieden. Mit Blick 
auf die Akteursvielfalt und Akzeptanz der Energiewen-
de in der Bevölkerung wäre eine Ausschreibung für alle 
Dachanlagen sowie ein Verbot des Eigenverbrauchs wohl 
kontraproduktiv ausgefallen, gab die Referatsleiterin zu 
bedenken.

Aus Sicht der Betreiber reicht die EEG-Novelle jedoch 
nicht aus, um eine gewisse Akteursvielfalt zu erhalten. 
So betonte BWE-Geschäftsführer Henning Dettmer, dass 
vor allem das Zuschlags- und Preisrisiko für die Bürge-
renergiegesellschaften erhalten bliebe. Dies führe dazu, 
dass die Akteursvielfalt »deutlich zurückgeht«. Kritik 
übte er auch an der vorgesehenen Einmaldegression 
und der Verschärfung des »atmenden Deckels« : »Man 
spricht von einer Degression von knapp 25 Prozent zwi-
schen 2015 bis 2017, zuzüglich einer noch nicht genau 
kalkulierbaren Umsatzeinbuße aus der Paragraf-51-Re-
gelung bei negativen Strompreisen. Außerdem wird eine 
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Änderung des Referenzertragsstandortes zu Ertragsein-
bußen führen. Insofern bezweifeln wir auf Seiten der 
Projektierer, dass insbesondere Projekte, die ohnehin et-
was schwächer kalkuliert sind, überlebensfähig gesichert 
werden können.«

Und auch mit den geplanten EEG-Regelungen zur Sek-
torenkopplung seien die Betreiber unzufrieden, betonte 
Henning Dettmer ergänzend. In diesem Zusammenhang 
sei die Ankündigung von Staatssekretär Rainer Baake 
im Rahmen der Fachtagung, dieses Thema solle in die 
nächste Legislaturperiode verschoben werden, »keine 
gute Botschaft«. Denn die Sektorenkopplung sei nötig, 
um Strom aus Wind, der ja nicht überschüssig ist, sinn-
voll zu nutzen – zum Beispiel in den Bereichen Mobilität 
oder Wärme.

Thorsten Müller, Vorsitzender der FA Wind zog ein  
Fazit der Diskussion, indem er erläuterte, dass das Zeit-
alter der erneuerbaren Energien, so seine Einschätzung, 
wohl immer von Überkapazitäten geprägt sein werde. 
Die entscheidende Frage sei insofern, wie man damit 
umgehe. »Sie alle auf dem Podium haben eigentlich die 
Lösung bereits benannt«, ergänzte er. Diese laute : »Mit 
der Sektorenkopplung Lösungen außerhalb des Netzes 

finden.« Müller gab sich überzeugt, dass der Schlüssel 
für viele Probleme sei, sich aus bestimmten Denkstruktu-
ren zu lösen und »neue Lösungsräume zu öffnen.« So sei 
es wohl nur in der Theorie möglich, den Netzausbau und 
den Ausbau der erneuerbaren Energien stets zu synchro-
nisieren. In der Praxis dagegen würden immer wieder 
Schwankungen auftreten. Dies sei prinzipiell kein Pro
blem, aber : »Ein Ausbremsen des Windenergieausbaus 
lässt sich am Ende nicht ohne weiteres aufholen«, mahn-
te er. Anlagenhersteller, aber auch die für die Flächenaus-
weisung zuständigen Kommunen, seien auf eine gewisse 
Planbarkeit angewiesen. Daher mache es aus Sicht der 
FA Wind deutlich mehr Sinn, zwischendurch nach Sekun-
därlösungen zu suchen, solange das Netz noch nicht vor-
handen sei. »Denn es sind immer temporäre Abschnitte, 
in denen wir über Alternativen nachdenken.« Insofern 
halte er dies für den klima- und energiepolitisch sowie 
volkswirtschaftlich sinnvolleren Weg, »als gewisserma-
ßen kurzfristige Phänomene als Begründung heranzuzie-
hen, um langfristige Entwicklungslinien zu verändern.«
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Moderation: 
Christiane Donnerstag, Referentin, Referat Grund-
satzfragen der Energiewende, Erneuerbare Energien, 
Energiewirtschaft, Ministerium für Umwelt, Energie, 
Ernährung und Forsten Rheinland-Pfalz  
Dr. Till Jenssen, Referent, Referat Erneuerbare Energien, 
Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 
Baden-Württemberg

Referenten: 
Nils Wegner, wissenschaftlicher Mitarbeiter, 
Stiftung Umweltenergierecht 
Ulrich Tasch, Referent, Referat Koordinierung  
von Raumansprüchen und sektoralen Fachpolitiken, 
Rechtsangelegenheiten der Raumordnung,  
Staatskanzlei Schleswig-Holstein

Die Teilnehmer des Forums debattierten über rechtliche 

Rahmenbedingungen der Planung für Windenergie-

anlagen. Die Herausforderung, rechtssicher Konzen-

trationszonen auszuweisen und der Windenergie in 

substanzieller Weise Raum zu verschaffen, stand dabei 

im Mittelpunkt. Aber auch die Vor- und Nachteile 

überregionaler oder kommunaler Planungen wurden 

eingehend diskutiert. Dabei spielte die Frage nach der 

Festlegung transparenter Entscheidungskriterien ebenso 

eine wichtige Rolle wie die nach inhaltlich stimmigen 

und zweckmäßigen Formen der Öffentlichkeitsbeteili-

gung an der Planung.

Im ersten Impulsreferat befasste sich Nils Wegner mit der 
Frage, ob die Rechtsprechung zu den Anforderungen an 
die Konzentrationszonenplanung Anlass zu einem Ab-
schied vom Dogma der »ebenenspezifischen Planung« 
gebe. Dabei erläuterte er zunächst, dass die Ausweisung 
von Flächen für Windenergieanlagen auf verschiedenen 
Planungsebenen erfolge. Auf der Ebene der Raumord-
nung sei nach hergebrachten Grundsätzen nur eine 
rahmensetzende Planung vorzunehmen, bei der lediglich 
diejenigen Belange abzuwägen seien, die schon auf die-
ser Ebene erkennbar und von Bedeutung sind. Das Abar-
beiten von Detailproblemen mit höheren Anforderungen 
an die Untersuchungstiefe und die Abwägung sei hinge-
gen dem Grunde nach der Bauleitplanung vorbehalten.

An dieser grundsätzlichen Unterscheidung zwischen 
den unterschiedlichen Planungsebenen – entsprechend 
dem Dogma der »ebenenspezifischen Planung« – halte 
die Rechtsprechung rhetorisch nach wie vor fest, so Nils 
Wegner. Gleichzeitig zeige die genaue Untersuchung der 
einschlägigen Gerichtsurteile, dass die Rechtsprechung 
die Verlagerung von Detailfragen von der Ebene der 
Regionalplanung auf die der Bauleitplanung regelmäßig 
sehr weitgehend moniere. Insoweit sei fraglich, ob das 
Dogma der »ebenenspezifischen Planung« jedenfalls im 
Hinblick auf die Konzentrationszonenplanung noch eine 
hinreichende Orientierung insbesondere für die Fragen 
der notwendige Ermittlungs- und Abwägungstiefe biete.

Stattdessen müsse sich die zu erreichende Ermittlungs- 
und Abwägungstiefe an dem Kriterium »substanziell 
Raum verschaffen« orientieren – und zwar sowohl auf 
der Ebene der Regional-, als auch auf der Ebene der 
Flächennutzungsplanung. Für die Ausweisung von Kon-
zentrationszonen fordere die Rechtsprechung damit, so 
Nils Wegner, entgegen ihrem rhetorischen Festhalten an 
hergebrachten Lehrsätzen, insoweit eher eine »instru-
mentenspezifische Planung«, die im Hinblick auf die 
Ermittlungs- und Abwägungstiefe der Bauleitplanung 
nahekomme.

Durchaus kritisch sei diesbezüglich anzumerken, so der 
Jurist, dass eine solch detaillierte »instrumentenspe-
zifische Planung« schon auf Raumordnungsebene zu 
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Abhängig von Tradition und Rechtslage
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einer nicht unerheblichen Schwächung der kommuna-
len Bauleitplanung zugunsten der Raumordnung führe. 
Die Bauleitplanung als Aufgabe der Kommunen sei aber 
verfassungsrechtlich geschützt, Eingriffe unterlägen ins-
besondere dem Vorbehalt der Verhältnismäßigkeit. Auch 
wenn die Entwicklung bislang sicherlich zu rechtfertigen 
sei, müsse zudem angesichts der durch die Rechtspre-
chung formulierten Anforderungen beobachtet werden,  
ob die Regionalplanung bei der Größe ihrer Plangebiete 
mit derartigen Planungsanforderungen nicht überfordert 
sei. Zumindest müssten die Regionalplanungsträger aber 
angesichts der gestiegenen Anforderungen personell 
und finanziell aufgabenentsprechend ausgestattet wer-
den (Abb. 10).

In der Diskussion zu den Planungsebenen zeigte sich, 
dass die Regelungen zum regionalplanerischen Umgang 
mit der Windenergie sehr heterogen ausgestaltet sind. 
So sei beispielsweise in Schleswig-Holstein eine zentrale 
Planungsbehörde des Landes sowohl für die Landes-, als 
auch für die Regionalplanung zuständig; in den Regio-
nalplänen würden Vorranggebiete für die Windenergie 
mit Ausschlusswirkung ausgewiesen. Für Schleswig-
Holstein sei dies auch zielführend : Da in dem Bundesland 
ausreichend attraktive Flächen vorhanden seien, könne 
hier der Bauwille von Investoren so viel Druck aufbauen, 
dass viele Gemeinden mit der Aufgabe einer gerecht 

abgewogenen Bauleitplanung überfordert seien. Dazu 
trage auch die in vielen Landesteilen sehr kleinteilige 
Gemeindestruktur bei. Eine Verlagerung der Planung auf 
kommunale Ebene sei deshalb nicht sinnvoll. Die Steu-
erung der Windenergienutzung durch die Regionalpla-
nungsbehörde des Landes werde von den kommunalen 
Landesverbänden ausdrücklich unterstützt.

In Niedersachsen erfolge die Planung hingegen weitge-
hend auf kommunaler Ebene. Im dünn besiedelten Thü-
ringen, so ein Diskussionsteilnehmer, könne die Planung 
auf kommunaler Ebene wiederum zu einer Überforde-
rung der Gemeinden führen – sowohl in Bezug auf die 
Planungskosten, als auch hinsichtlich der Umsetzung der 
Anforderungen an eine rechtssichere Planung. Zudem sei 
die Akzeptanz in der Bevölkerung eher gering, was auf 
kommunaler Ebene eine sehr zurückhaltende Auswei-
sung von Flächen für die Windenergienutzung nach sich 
ziehe. Nils Wegner verwies in diesem Zusammenhang 
auf das Beispiel Bayern : Dort sei die Flächenausweisung  
mit der 10-H-Regelung faktisch komplett auf die kom
munale Ebene verlagert worden; seitdem würden 
Windenergieanlagen praktisch nicht mehr geplant. Die 
Kommunen könnten oder wollten dem starken Ableh-
nungsdruck von Bürgern oft nicht standhalten. Auch in 
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz gibt es nach 
Aussage einiger Diskussionsteilnehmer Gemeinden, 

Abb. 10 Lösungsansätze – Neujustierung alter Dogmen

Lösungsansätze – Neujustierung alter Dogmen 

– �§ 35 Abs. 3 S. 3 BauGB unterscheidet nicht zwischen 
Flächennutzungsplanung und Raumordnung

– Folgerung aus Rechtsprechung:
Trotz rhetorischem Festhalten an alter Dogmatik – 
maßstabsbildend innerhalb von Konzentrationszonen 
ist Anforderung »Substantialität der Raumschaffung«, 
§ 35 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 3 S. 3 BauGB: Planung muss 
sicherstellen, dass sich die Windenergie grundsätzlich  
auch tatsächlich durchsetzt auf späterer Genehmi-
gungsebene.

– �Annäherung von Ermittlungs- und Abwägungstiefe  
bei Konzentrationsplanungen an Bauleitplanung

– Einhaltung der verfassungsrechtlichen Grenzen?

Nils Wegner
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die sich mit der Aufgabe überfordert sehen und ihre 
Planungen daher einstellen. Hinzu komme der wirt-
schaftliche Druck durch das in der EEG-Novelle ab 2017 
vorgeschriebene Ausschreibungsverfahren sowie die 
enge zeitliche Abfolge der EEG-Novellen. Hier müsste, 
so die Überlegung, bei der Planung auch berücksichtigt 
werden, ob sich die Vorhaben auf den avisierten Flächen 
im Ausschreibungsverfahren überhaupt durchsetzen 
können. Dem wurde entgegengehalten, dass die Berück-
sichtigung der wirtschaftlichen Nutzbarkeit der Flächen 
im Rahmen des Ausschreibungsverfahrens grundsätzlich 
kein Abwägungskriterium sei; allein solche Flächen, die 
nicht windhöffig sind und auf denen eine Windener-
gienutzung deshalb ausgeschlossen ist, dürften nicht 
als Flächen für die Windenergienutzung ausgewiesen 
werden. Darüber hinaus würde die Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Nutzbarkeit der Flächen die Raumord-
nung deutlich überfordern.

In punkto Verfassungskonformität einer abschließenden 
Regionalplanung zulasten der kommunalen Bauleitpla-
nung gingen die Meinungen der Teilnehmer auseinan-
der. Es wurde angemerkt, dass die Planung durch eine 
abschließende Regionalplanung dem Zugriff der Kommu-
nen weitgehend entzogen werde. Nils Wegner verdeut-
lichte nochmals, dass die kommunale Selbstverwaltung 
in Artikel 28 Absatz 2 Grundgesetz nur im Rahmen der 
Gesetze geschützt sei, Eingriffe also möglich seien. Dies 
gelte unter dem Vorbehalt der Verhältnismäßigkeit. Man 
könne darüber diskutieren, ob dieser überbeansprucht 
werde, falls die Regionalplanung (also die Raumordnung) 
letztendlich die Bauleitplanung ersetze. Planer aus Nie-
dersachsen befürworteten auf Regionalplanungsebene 
eine Ausweisung von Vorranggebieten ohne Ausschluss-
wirkung. Dies ließe Gemeinden ausreichend Spielraum, 
selbst Flächen auszuweisen und andere Flächen von der 
Windenergienutzung freizuhalten.

Die Frage, ob das Instrument der Regionalplanung für 
die Konzentrationszonenplanung trotz der starken Kla-
gewelle noch zu halten sei, beantwortete Nils Wegner 
mit einem Ja. Tatsächlich seien bislang vor allem alte 
Pläne aufgehoben worden, die vor der starken Ausdif-
ferenzierung des Planungsprozesses durch die Recht-
sprechung aufgestellt worden waren. Den Schluss, dass 

rechtmäßige Pläne nicht geschaffen werden könnten, 
könne er auf Grundlage der bisherigen Gerichtsentschei-
dungen deshalb nicht ziehen.

Im zweiten Impulsreferat behandelte Ulrich Tasch am 
Beispiel seines Bundeslandes Schleswig-Holstein Hemm-
nisse für den Windenergieausbau in der Regionalplanung 
und offerierte Lösungsansätze aus der Praxis. In Schles-
wig-Holstein habe sich im laufenden Planungsprozess 
gezeigt, dass die Anforderung, der Windenergie sub
stanziell Raum zu verschaffen, eine Gewichtung der sehr 
»flächenintensiven« Abwägungskriterien erforderlich 
mache. Das laufe in einem Bundesland mit einer teilwei-
se sehr kleinteiligen, bäuerlichen Siedlungsstruktur und 
Naturräumen mit einer relativ hohen Dichte windenergie
sensibler Vogelarten letztendlich auf eine Abwägung 
zwischen dem Schutz der Menschen und dem Arten-
schutz hinaus, so der Referent – vor allem im Hinblick auf 
Vögel oder Fledermäuse. Große Abstände zu Siedlungen 
ließen die verfügbare Fläche immens schrumpfen. Wolle 
man das energiepolitische Planungsziel umsetzen, könne 
man den »Flächenverlust« am effektivsten durch eine 
restriktive, also weniger weit gehende, Verwendung 
der Kriterien zum Artenschutz kompensieren. Allerdings 
sei den Planern durch das Tötungsverbot in Paragraf 44 
Bundesnaturschutzgesetz eine klare Grenze gesetzt – 
bei Abständen zu Siedlungen hingegen handele es sich 
jenseits der nach dem Bau- und Immissionsschutzrecht 
erforderlichen Abstände lediglich um die Begrenzung 
von Beeinträchtigungen. Dies sei in der Praxis jedoch oft 
schwer vermittelbar (Abb. 11).

Ulrich Tasch hielt es für wichtig, die Abwägungskriterien  
transparent und nachvollziehbar zu gestalten. Harte 
Tabukriterien, wie etwa Naturschutzgebiete, seien zwin-
gend von Windenergieanlagen freizuhalten. Weiche 
Kriterien – beispielsweise der vorbeugende Mindest-
abstand zu Siedlungsflächen oder die Sichtbeeinträch-
tigung auf Kulturdenkmäler – müssten hingegen vom 
Planungsträger selbst festgelegt werden und böten 
gewisse Abwägungsspielräume.



Fachforum 1 : Windenergieanlagen und Räumliche Steuerung  |  51

Auf Landesebene versuche Schleswig-Holstein, so  
Ulrich Tasch, Flächen für die Windenergie gleichmäßig  
auszuweisen, doch verfügten die Kreise über sehr unter-
schiedliche Flächenpotenziale zwischen einem und sechs 
Prozent. Einige Teilregionen unterhalb der Kreisebene 
hätten auf Basis der vom Land festgelegten Kriterien null 
Prozent Potenzialfläche. Auf der Betrachtungsebene der 
Regionalplanung mit drei Planungsräumen könnte der 
Windenergie mit dem definierten Kriterienkatalog vor-
aussichtlich in jeder der drei Regionen substanziell Raum 
verschafft werden. Wende man diesen Kriterienkatalog 
auf Ebene der Bauleitplanung an, müssten die Kriterien 
vielerorts angepasst werden, um überhaupt Potenzialflä-
chen zu generieren. Hierin sah Ulrich Tasch ein gewisses 
Paradoxon.

Für den Verfahrensschritt der Abwägung nach Abzug 
der harten und weichen Tabukriterien sei in Schleswig-
Holstein geplant, kartographisch darstellbare Abwä-
gungskriterien zu erfassen und nach Konfliktrisiko 
und Bedeutung abzustufen. Dadurch sei ein automa-
tisiertes Ranking der Flächen ebenso möglich wie eine 
»Abschneide-Grenze« für die Ausweisung, sobald das 
Flächenziel erreicht sei. Dennoch müssten die Planer 
weitere, nicht schematisch erfassbare Abwägungsaspek-
te selbst bewerten. An diesem Vorgehen mache sich die 

Frage fest, wie viel technisch-schematische Methodik 
und wie viel subjektive Planungsentscheidung ein schlüs-
siges räumliches Gesamtkonzept nach Anforderungen 
der Rechtsprechung brauche beziehungsweise »vertra-
ge« (Abb. 12).

Im letzten Teil seines Impuls-Referats ging Ulrich Tasch 
auf die Frage nach dem Umgang mit Altanlagen ein. In 
Schleswig-Holstein stünde rund die Hälfte der Windener-
gieanlagen außerhalb der neu festgelegten Konzentrati-
onszonen. Diese Altanlagen erschwerten die Akzeptanz 
für die Windenergienutzung, da die Bürger den Zuwachs 
an Windrädern in den neuen Vorranggebieten wahr-
nähmen, ohne dass die Altanlagen in entsprechendem 
Umfang rückgebaut würden. Der Planer äußerte die 
Hoffnung, mit der fertigen Ausweisung der Konzentrati-
onszonen auch Fehler der Vergangenheit in der Wind-
energieplanung korrigieren zu können. Es bestehe der 
Wunsch, dass Altanlagen, die auf Flächen stehen, die 
nach heutigen Kriterien nicht mehr für die Windenergie 
geeignet sind, vor Ablauf ihrer Lebensdauer abgebaut 
und in den neu ausgewiesenen Zonen neue Anlagen mit 
größeren Rotoren und stärkerer Leistung errichtet wür-
den. Hierfür sollten – zusätzlich zum substanziell Raum 
verschaffen durch Vorranggebiete mit Ausschlusswir-
kung – noch Vorranggebiete mit der Zweckbestimmung 

Abb. 11 Auswirkung verschiedener Siedlungspuffer auf die ermittelte Potentialfläche, Stand Juni 2016

}  Bei ansonsten gleichbleibenden Tabukriterien schrumpft die Abwägungsfläche sehr schnell.

Bebauung Innenbereich 
(Abstand in Meter)

Bebauung Außenbereich (Abstand in Meter)

400 500 600 700 800 900 1.000 1.500

800 4,77 3,65 2,61 1,82 1,26 0,85 0,57 0,04

900 4,16 3,12 2,22 1,56 1,09 0,75 0,50 0,04

1.000 3,49 2,59 1,84 1,29 0,90 0,62 0,43 0,03

1.100 2,88 2,12 1,49 1,03 0,72 0,50 0,35 0,03

1.200 2,35 1,72 1,19 0,82 0,56 0,39 0,27 0,03

1.300 1,91 1,38 0,95 0,65 0,44 0,30 0,21 0,02

1.400 1,55 1,11 0,76 0,51 0,35 0,24 0,17 0,02

1.500 1,26 0,89 0,60 0,41 0,27 0,18 0,13 0,02

2.000 0,46 0,32 0,20 0,13 0,08 0,05 0,03 0,00
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Repowering ausgewiesen werden. Diese Flächen dürften 
nur bebaut werden, wenn für jede neue Windenergiean-
lage mindestens zwei Altanlagen außerhalb der Vorrang-
gebiete abgebaut würden, so die textliche Festlegung 
als Ziel der Raumordnung im Regionalplan. Allerdings 
stünde das Ausschreibungsgebot des neuen EEG diesem 
Ansatz zum Teil im Weg, da die Altanlagen-Betreiber 
nicht sicher davon ausgehen könnten, ob sie für die Neu-
anlagen einen Zuschlag (und damit die EEG-Vergütung) 
erhalten würden.

In der anschließenden Diskussion wurden zunächst die 
bei den Gemeinden verbleibenden Gestaltungsmög-
lichkeiten bei einer abschließenden Regionalplanung 
thematisiert. Indem der Landesentwicklungsplan und die 
darauf basierenden Regionalpläne Vorranggebiete mit 
Ausschlusswirkung festlegten, seien die Gestaltungs-
möglichkeiten für die Gemeinden in Schleswig-Holstein 
stark eingeschränkt, so Ulrich Tasch. Alte Bauleitplanun-
gen seien anzupassen. Allerdings würden die Gemein-
den, so der Referent weiter, schon frühzeitig in die neue 
Planaufstellung einbezogen : Sie könnten auf freiwilliger 
Basis in einem informellen Plankonzept für das gesam-
te Gemeindegebiet Vorschläge machen, wo sich auf 

ihrem Gebiet die Windenergieanlagen idealerweise 
konzentrieren sollten. Dies diene den Regionalplanern 
als Entscheidungshilfe an jenen Stellen, an denen sich 
Potenzialflächen häuften. So ließe sich vermeiden, dass 
eine Region überlastet werde oder in »Umzingelungs-
wirkungen« hineingerate. Die Neuordnung der Flächen 
könne theoretisch auch dazu führen, dass ein Investor 
Entschädigungen geltend machen könne, sobald die Ge-
meinde einen bereits rechtsverbindlichen Bebauungsplan 
wieder aufheben müsse.

Im Rahmen der Diskussion über die Möglichkeiten 
halbautomatisierter Verfahren zur Abwägung möglichst 
aller Planungskriterien verwies Nils Wegner darauf, dass 
das Bundesverwaltungsgericht typisierte Abwägungen 
durchaus billige. Das Gericht habe aber gerade auch für 
die Detailabwägung privater Belange Grenzen einer sol-
chen Typisierung formuliert. Auch öffentliche Interessen, 
wie Naturschutz und Artenschutz, könnten sicherlich 
nur teilweise automatisiert abgewogen werden. Bishe-
rige Gerichtsentscheidungen hätten gezeigt, dass das 
Wichtigste aber ein hoher Grad an Transparenz bei den 
verwandten Kriterien und der Nachvollziehbarkeit der 
Entscheidung sei.

Abb. 12 Transparenz des Abwägungsprozesses, Stand Juni 2016 

Wird die Realität 
richtig abgebildet?

Welche Korrektur
möglichkeiten habe 
ich noch?

Ist das Ergebnis zweit-
rangig, Hauptsache 
die Methodik ist 
transparent?

Wieviel Subjektivität 
darf ich zulassen?

Geplantes Vorgehen in Schleswig-Holstein

Automatisierte Konfliktanalyse der Potenzialflächen  
auf Basis der Anzahl und Intensität der Betroffenheiten

3-stufige Skala für Konflikt des Kriteriums mit Potenzialfläche, ggf. Gewichtung der Kriterien 

Kartographisch darstellbare Abwägungskriterien 

Automatisiertes Ranking der Flächen, Abschneidegrenze für Ausweisung wenn Ziel erreicht ist

»Manuelles« Nacharbeiten unter Berücksichtigung weiterer nicht schematisch  
erfassbarer Abwägungsaspekte
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Planer aus der Praxis plädierten dafür, zuerst solche Flä-
chen aus dem Konzept herauszunehmen, die eine hohe 
Konfliktdichte aufwiesen. Gleichzeitig gaben sie zu be-
denken, dass die Automatisierung dazu verleite, weiche 
Kriterien absolut erscheinen zu lassen. Doch die noch 
in der Betrachtung verbliebenen Potenzialflächen seien 
einer Abwägung zu unterziehen. Wichtig sei, die Krite-
rien ausführlich zu besprechen und mit den betroffenen 
Akteuren eingehend zu diskutieren. Zudem sei deren 
einheitliche Anwendung konsequent zu verfolgen; auch 
dies schaffe eine größere Akzeptanz bei allen Beteiligten. 
Die Erfahrung habe gezeigt, dass dies zu einer einver-
nehmlichen Flächenauswahl führen könne – auch mit 
solchen Gemeinden, die aus guten Gründen über keine 
Vorranggebiete verfügten.

Ulrich Tasch erläuterte, seine Verwaltung sei in öffentli-
che Informationsveranstaltungen mit einem gut be-
gründeten Konzept gegangen, das ausreichend große 
Potenzialflächen ermögliche. Dazu gehörten auch Bei-
spielrechnungen zu verschiedenen Abstandsflächen zur 
Wohnbebauung. Die Rückmeldungen aus diesen Veran-
staltungen seien durchweg positiv gewesen, da sich die 
Bürger – trotz des nur noch begrenzten Mitgestaltungs-
spielraums bei den Kriterien – gut informiert gefühlt 
hätten. Die Planer stünden im Spannungsfeld der Um-
setzung raumordnerischer Vorgaben (substanziell Raum 
schaffen) und energiepolitischen Zielsetzungen auf der 
einen und den Bewohnern vor Ort, die mit den Anlagen 
leben müssten und ohne deren Akzeptanz die Energie-
wende nicht gelingen könne, auf der anderen Seite.

Planer aus der Wirtschaft berichteten, sie würden 
Behörden in den Beteiligungsprozessen unterstützen. 
In der förmlichen Öffentlichkeitsbeteiligung gebe es 
zahlreiche Möglichkeiten, um Akzeptanz zu schaffen. 
So würden viele Planungsgemeinschaften die vorge-
schriebene, sechswöchige Anhörungsfrist auf sechs 
Monate verlängern. Diese Zeit sei nötig, um die Stellung-
nahmen hierarchieübergreifend innerhalb der Region 
abzustimmen und gemeinsam das Planungskonzept zu 
hinterfragen, was wiederum die Akzeptanz erhöhe. Eine 
umfangreiche Öffentlichkeitsbeteiligung sei auch durch 
eine Online-Publikation möglich. Dabei sei der individu-
elle Umgang mit Tausenden von Stellungnahmen jedoch 

eine Herausforderung, da standardisierte Antworten 
die Bürger vor den Kopf stoßen würden. Doch fänden 
alle konstruktiven Planänderungsvorschläge Berück-
sichtigung. Juristen gaben zu bedenken, dass Bürger-
beteiligung auch eine tatsächliche Verhandlungsmasse 
voraussetze, Verschiebungen in den Planungen also noch 
möglich sein müssten.

Im Hinblick auf den von Ulrich Tasch thematisierten 
Umgang mit Altanlagen betonte ein Planer aus Sachsen-
Anhalt, dass das Repowering letztendlich die nötige 
Anpassung an technische Veränderungen sei. Eine 
Verdreifachung der Masthöhe mache größere Abstände 
zu Siedlungen erforderlich – und somit neue Gebiets-
ausweisungen. Ein Jurist gab zu bedenken, dass das 
Repowering als Planungsmethode zu selbstverständlich 
»durchgewunken« werde. Zwar sei es planungsfachlich 
sinnvoll, Altanlagen abzubauen und Neuanlagen an an-
deren Standorten zu konzentrieren – insbesondere dann, 
wenn Planungsfehler der Vergangenheit auf diese Weise 
korrigiert werden könnten. Andererseits werde durch das 
Repowering die Eigentumssituation immer weiter perpe-
tuiert, da für die Neuerrichtung einer Anlage der Abbau 
einer Altanlage Voraussetzung sei, so dass – sofern 

Ulrich Tasch
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der Betreiber der Altanlage die Neuanlage nicht selbst 
plane – zumindest eine Einigung mit ihm notwendig 
sei. Nils Wegner wies darauf hin, dass die Verknüpfung 
des Abbaus von Altanlagen mit der Errichtung neuer 
Anlagen nur für die Bauleitplanung ausdrücklich geregelt 
sei, nicht hingegen für die Regionalplanung. Ein Gleich-
lauf der Regelung für beide Ebenen sollte aber erwogen 
werden, um die Interessen der Eigentümer von Bestands-
anlagen bereits auf Regionalplanungsebene ausreichend 
berücksichtigen zu können.

Für das Fachforum ergab sich letztlich folgendes Fazit : 
Abhängig von Ausgangssituation, Tradition und Rechts-
lage eines Bundeslandes werden Konzentrationszonen 
für Windenergieanlagen auf Regionalplanungs- oder auf 
Bauleitplanungsebene ausgewiesen. Eine abschließende 
Regionalplanung bringt eine deutliche Begrenzung der 
kommunalen Selbstverwaltung mit sich und wirft inso-
weit auch verfassungsrechtliche Fragen auf. Für die Regi-
onalplanung wurde ins Feld geführt, dass sie in größeren 
Gesamtzusammenhängen erfolge und weniger abhängig 
von lokalen Interessen sei. Eine kommunale Planung hin-
gegen könne zu höherer Akzeptanz und Einbeziehung 
der Bürger führen. Außerdem beziehe sie die gesamte 
Gemeindeentwicklung mit ein, was der Regionalplanung 
verwehrt sei.

Für den rechtlichen Bestand der Pläne und deren Ak-
zeptanz sind transparente, nachvollziehbare Kriterien 
für die Standortwahl entscheidend. Insbesondere muss 
nachvollziehbar zwischen harten Tabuzonen – also 
Flächen, die für eine Windenergienutzung aus rechtli-
chen oder tatsächlichen Gründen ungeeignet sind – und 
Potenzialflächen unterschieden werden. Innerhalb der 
Potenzialflächen dürften sogenannte weiche Tabuzo-
nen ausgesondert werden. Mit dem Begriff der weichen 
Tabuzonen werden Flächen erfasst, auf denen nach dem 
Willen des Planungsträgers aus unterschiedlichen Grün-
den die Errichtung von Windenergieanlagen von vorn
herein ausgeschlossen werden soll. 

Inwieweit ausgewiesene Flächen auch unter dem neuen 
Ausschreibungsregime des EEG 2017 wirtschaftlich nutz-
bar sein werden, bleibt abzuwarten.

Eine umfassende Beteiligung der Öffentlichkeit wurde 
von den Diskussionsteilnehmern ausdrücklich befürwor-
tet. Gleichzeitig wurde aber auch auf die Schwierigkeit 
hingewiesen, Mechanismen zu schaffen, um die zahlrei-
chen Einwendungen tatsächlich zu berücksichtigen und 
so eine wirkliche Beteiligung zu ermöglichen.

Bei der Neuausweisung von Flächen müssen auch die 
Interessen der Betreiber von Altanlagen berücksichtigt 
werden. Ob dies zwingend über die Ausweisung von Re-
powering-Standorten erfolgen muss, wurde bezweifelt. 
Auch wenn der Abbau einer Altanlage Voraussetzung für 
die Errichtung der Neuanlage ist, hat der Altanlagenbe-
treiber weder einen Anspruch auf eine immissionsschutz-
rechtliche Genehmigung an einem Repowering-Standort, 
noch auf eine Bezuschlagung im Ausschreibungsverfah-
ren. Hinzu kommt die Schwierigkeit, dass die Verknüp-
fung des Abbaus von Altanlagen mit der Errichtung von 
neuen Anlagen nur für die Bauleitplanung, aber nicht für 
die Regionalplanung klar geregelt ist. Im Falle einer ab-
schließenden Regionalplanung – wie etwa in Schleswig-
Holstein – seien deshalb Repowering-Sonderlösungen 
notwendig, um einen Anreiz für den Abbau von Altan-
lagen außerhalb von Vorrangflächen zu schaffen. Dies 
gelte umso mehr, da es für die weitere Akzeptanz der 
Windenergie wichtig sei, die Anlagen zu konzentrieren 
und nach transparenten Kriterien zu errichten.

Nicht abschließend beantwortet wurden die rechtlich 
problematischen Fragen, wie die Verfassungsmäßigkeit 
einer abschließenden Regionalplanung, die eine kommu-
nale Bauleitplanung faktisch aushebelt. Offen blieb auch, 
inwieweit ein wirtschaftlicher Betrieb der Windräder 
bereits in die Flächenbereitstellung mit einzubeziehen ist 
und in welchem Umfang Planungsverfahren automati-
siert erfolgen dürfen.
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Moderation: 
Norbert Portz, Beigeordneter, Deutscher Städte- und 
Gemeindebund (DStGB) und Vorstandsmitglied, FA Wind 
Axel Tscherniak, Geschäftsführer, FA Wind

Referenten: 
Jenny Kirschey, Referentin, FA Wind 
Prof. Dr. Dieter Sell, Geschäftsführer,  
Thüringer Energie- und GreenTech-Agentur (ThEGA) 
Teelke Oldermann, stellv. Leiterin Politik und  
Regierungsbeziehungen, Enercon GmbH

Die Teilnehmer des Forums diskutierten unter anderem 

darüber, wie die frühzeitige, informelle Beteiligung aller 

Interessengruppen im Umfeld eines geplanten Wind-

parks während der gesamten Projektierungsphase aus- 

sehen kann. Auch stand die Frage im Raum, an welchem 

Teil der Wertschöpfungskette Bürger und Kommunen 

teilhaben sollten – und inwieweit eine entsprechende  

Beteiligung der Bevölkerung bei dieser für mehr Akzep-

tanz sorgen könnte.

In seiner Begrüßung berichtete Norbert Portz zunächst, 
dass die Erfahrungen der vom DStGB vertretenen 11.000 
Städte und Gemeinden in Sachen kommunaler Wert-
schöpfung und Akzeptanz sehr unterschiedlich ausfielen : 
Während es in Schleswig-Holstein, wo Bürgerwindparks 
mit am weitesten verbreitet sind, kaum Widerstand 
gebe, werde dieses Modell im Rest der Republik nicht 
in diesem Maße aufgegriffen. Die Ursachen dafür seien 
unterschiedlich : Manche Kommunen hätten schlicht 
keine Flächen oder kein Geld zum Flächenerwerb zur 
Verfügung. Während sich manche aktiv beteiligen wollen 
und sich zum Beispiel über ihre Stadtwerke engagierten, 
stünden andere Kommunen der Windenergie mitunter 
sehr kritisch gegenüber und beließen es dabei, die plane-
rischen Voraussetzungen für die Anlagen zu schaffen.

In diesem Zusammenhang zitierte Norbert Portz eine im 
Auftrag der FA Wind durchgeführte, repräsentative For-
sa-Umfrage. Demnach halten 90 Prozent der Befragten 
finanzielle Beteiligungsmöglichkeiten für »besonders gut 
geeignet«, die Akzeptanz von Windanlagen zu erhöhen. 

Zugleich halten es 81 Prozent für »wichtig«, dass kleine 
Unternehmen und lokale Bürgergruppen auch künftig 
die Möglichkeit zur Umsetzung von Windenergiepro-
jekten haben. Mit Blick auf die geplante EEG-Novelle 
mahnte Norbert Portz, dass Bürgerprojekte potenziell 
gefährdet seien. Diese könnten bei künftigen Ausschrei-
bungen gegenüber großen Konzernen aufgrund ihrer 
geringeren Risikobereitschaft benachteiligt sein – mit 
entsprechenden Folgen : »Wenn sich wenige eine gol-
dene Nase verdienen und alle anderen leer ausgehen, 
bewirkt dies das Gegenteil von Bürgerakzeptanz.«

Fachforum 2 : Kommunale Wertschöpfung und Akzeptanz

Auf der Suche nach dem »Königsweg«

Norbert Portz (links) und Axel Tscherniak
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Anschließend beleuchtete Jenny Kirschey in einem Kurz-
referat den rechtlichen Rahmen, in dem sich die Kom-
munen bewegen, sobald sie selbst wirtschaftlich tätig 
werden – also einen Windpark betreiben oder Anteile 
halten – möchten. In den Kommunalverfassungen, erklär-
te sie, sei die Zulässigkeit der wirtschaftlichen Betätigung 
an einige Bedingungen geknüpft. So müsse diese einem 
öffentlichen Zweck dienen und auch einen Bezug zur 
Gemeinde aufweisen, wobei dieser nicht klar definiert 
sei. Fest stehe allerdings, dass die reine Gewinnerzielung 
nicht ausreiche. Stattdessen habe das Gemeinwohl im 
Vordergrund zu stehen. Dazu gehöre »die Sicherung ei-
ner umweltfreundlichen und / oder kostengünstigen Ener-
gieversorgung der Bevölkerung«, so Jenny Kirschey.

Nach Anpassung der Gesetzeslage sei inzwischen in 
allen Flächenländern (außer in Niedersachsen) eine 
überörtliche wirtschaftliche Tätigkeit der Gemeinden 
grundsätzlich zulässig. In diesem Zusammenhang spiele 
die Frage der Stromvermarktung eine wichtige Rolle. 
Hierzu existierten zwei Urteile des OVG Magdeburg 
(Urteil vom 07.05.2015 – 4 L 163 / 14) beziehungswei-
se des OVG Schleswig (Urteil vom 11.07.2013 – 2 LB 
32 / 12), denen zufolge (zumindest überwiegend) eine 

Direktvermarktung an die örtliche Gemeinschaft erfolgen 
müsse, da andernfalls eben doch die Absicht einer reinen 
Gewinnerzielung bestünde.

Zu beachten sei zudem, dass die wirtschaftliche Betäti-
gung in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungs-
fähigkeit und zum Bedarf der Gemeinde stünde. Dies 
diene vor allem dem Ziel, die Haushalte der Gemein-
den zu schützen. Letztere müssten also das Risiko der 
Betätigung abwägen und der Leistungsfähigkeit ihres 
Haushalts gegenüberstellen. Derartige Prognoseentschei-
dungen seien jedoch in der Praxis oft schwierig, räumte 
sie ein. Der Vorteil daran sei, dass die Prognoseentschei-
dungen von den Gerichten nur beschränkt überprüft 
würden. Hier bestünde ein Beurteilungsspielraum.

Ebenfalls von den Kommunen zu beachten sei, so die  
Referentin weiter, dass das wirtschaftliche Handeln 
der Gemeinden in der Regel subsidiär gegenüber den 
privaten Unternehmern sein müsse. Im Klartext : Die 
Gemeinde müsse eine bestimmte Tätigkeit besser 
ausführen können als ein privater Unternehmer (stren-
ge Subsidiarität) – zumindest aber ebenso gut (milde 
Subsidiarität). Hier bestünden jedoch inzwischen in den 

Abb. 13 �Rechtliche Rahmenbedingungen für die wirtschaftliche 
Betätigung von Kommunen 

Abb. 14 Siegel »Partner für faire Windenergie Thüringen«

»öffentlicher 
Zweck« & Örtlich-

keitsgrundsatz
Angemessenheit Subsidiarität

Siegel »Partner für faire Windenergie Thüringen«

90 Projektierungsunternehmen wurden  
informiert und zur Beteiligung aufgefordert

Im Vorfeld Austausch und Beratungs- 
gespräche zu Inhalten und Umsetzung

Auszeichnung der ersten 5 Projektierungs- 
unternehmen am 21.3.16 durch  
Ministerin Anja Siegesmund

Zum heutigen Tage wurden insgesamt 22 Siegel erteilt, 
weitere 3 befinden sich in Prüfung

Alle Partner sind auf der ThEGA-Homepage mit Logo gelistet

Selbstverwaltungsgarantie (Art. 28 II GG)

Kommunalwirtschaftsrecht der Länder

Schrankentrias



Fachforum 2 : Kommunale Wertschöpfung und Akzeptanz  |  57

Kommunalverfassungsgesetzen der Länder zahlreiche 
Ausnahmen, die das Subsidiaritätserfordernis im Rah-
men des Ausbaus der erneuerbaren Energien entfallen 
ließen. Denn dort sei eine wirtschaftliche Betätigung der 
Gemeinden häufig gewünscht, obwohl die Tätigkeit auch 
von Privaten durchgeführt werden könne. Ein strenges 
Subsidiaritätserfordernis ohne gesetzliche Ausnahme für 
die Energieerzeugung gelte derzeit lediglich im Saarland. 
Auch für die Beurteilung der Subsidiarität gelte, dass dies 
in der Praxis schwer überprüfbar sei (Abb. 13).

Darüber hinaus gebe es weitere »diffizile Rechtsfragen«, 
wie etwa die Funktionsmehrheit : Wenn eine Gemein-
de als Planungs- oder Genehmigungsbehörde tätig sei, 
erläuterte Jenny Kirschey, müsse sie aus Rücksicht auf 
potenzielle Interessenskonflikte beide Funktionen von-
einander trennen. Ferner sei bei öffentlichen Auftrags-
vergaben das Vergaberecht zu berücksichtigen (dies gilt 
sowohl für Aufträge eines kommunalen Windenergie-
unternehmens an Dritte, als auch für den Bezug der 
Kommune von kommunalen Unternehmen). Gemein-
devertreter müssten zudem beachten, dass für sie als 
Amtsträger die Straftatbestände der Vorteilsnahme und 
Bestechlichkeit gelten würden. Bestätigt wurde dies aus 
dem Auditorium heraus durch einen ehrenamtlichen 
Bürgermeister aus Brandenburg, der gleichzeitig Auf-
sichtsratschef einer lokalen Windgenossenschaft ist. Die-
ser erklärte, er habe sich dauernd in Gefahr befunden, 
vor Gericht zu landen : »Einerseits sollen wir als Kommu-
ne handeln und unseren Einfluss sichern, andererseits 
wird mir sofort Befangenheit und Bestechungsgefahr 
attestiert. Da müsste es gesetzlich größere Spielräume 
geben«, forderte er.

In einem weiteren Kurzreferat wies Prof. Dr. Dieter Sell 
auf ein zusätzliches Problem hin : »Der Rechtsrahmen ist 
das eine, die finanziellen Belange der Kommunen sind 
das andere.« So könnten sich finanzschwache Gemein-
den, die öffentliche Zuweisungen erhielten, über Einnah-
men aus Windparks wohl kaum wirklich freuen. Denn im 
Gegenzug würden die Zuschüsse aus dem Landessäckel 
jeweils automatisch sinken : »Die Gemeinden haben 
dann unter dem Strich keinen Gewinn, aber vielleicht 
zusätzlichen Ärger mit Windenergiegegnern.«

In diesem Kontext stellte Dieter Sell daraufhin den origi-
nären »Thüringer Weg« zu mehr kommunaler Wert-
schöpfung und Akzeptanz vor. Dieser werde über die 
von ihm geleitete ThEGA organisiert. Dabei präsentierte 
er zunächst einige Fakten zu Thüringen als Strom-Im-
portland. So verfüge man dort momentan lediglich über 
739 Windenergieanlagen auf 0,3 Prozent der Landesflä-
che. Bis 2025 sei eine Verdreifachung geplant. Derzeit 
entstünden neue Regionalpläne für Windvorranggebie-
te, wobei die Projektierer im Zuge der Flächensicherung 
gegenüber den Bürgermeistern oft mit wenig Koope-
rationsbereitschaft aufträten. 90 Prozent der Investoren 
stammten von außerhalb Thüringens – es existiere ledig-
lich ein einziger Bürgerwindpark (Abb. 14).

Da immer wieder Anfragen von Gemeinden in Sachen 
Windenergieausbau gekommen seien, habe man eine 
»Servicestelle Windenergie« ins Leben gerufen. Nach 
einer Exkursion nach Steinfurt (NRW) habe man die dor-
tigen Leitlinien für Bürgerwindparks aufgegriffen, aus-
gebaut und die Vergabe eines Siegels »Partner für faire 
Windenergie« beschlossen. Seitdem berate die Service-
stelle Kommunen, Bürger, Land- und Forstwirte, infor-
miere über Bürgerbeteiligungsmodelle und unterstütze 

Jenny Kirschey und Prof. Dr. Dieter Sell 
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Dialogveranstaltungen. Zudem initiiere und begleite sie 
Interessengruppen für Flächeneigentümer und entwi-
ckele neue Formate zur zielgerichteten Beratung. Für die 
Vergabe des Siegels »Partner für faire Windenergie« sei-
en fünf Leitlinien definiert worden. Zu gewährleisten sei 
demnach die Beteiligung aller Interessengruppen im Um-
feld eines Windparks während der gesamten Projektie-
rungsphase. Außerdem müsse ein transparenter Umgang 
mit projektrelevanten Informationen vor Ort sicherge-
stellt werden, ebenso die Bereitstellung von Unterstüt-
zungs- und Aufklärungsangeboten. Darüber hinaus sei 
die faire Teilhabe aller Betroffenen und Anwohner – auch 
der nicht unmittelbar profitierenden Flächeneigentümer 
– zu gewährleisten. Auch die Einbeziehung regionaler 
Energieversorger und Kreditinstitute werde im Rahmen 
der Leitlinien angeregt. Last but not least müssten, um 
das Siegel zu erhalten, auch direkte finanzielle Beteili-
gungsmöglichkeiten für Thüringer Bürger, Unternehmen 
und Kommunen geschaffen werden (Abb. 15).

Dahinter, so Dieter Sell, stecke die Überlegung, dass 
Projektierer durchaus ein Interesse an einem Gütesiegel 

haben dürften. Denn selbst wenn deren Projekte im 
Einzelfall letztlich nicht zu verhindern seien, könnte sich 
deren Fertigstellung aufgrund entsprechender Bürgerpro-
teste unter Umständen doch erheblich verzögern. Insofern 
dürfe es potenziellen Investoren durchaus etwas wert sein, 
gegebenenfalls »schneller zum Zug zu kommen« und 
Bürger und Kommunen auch dann einzubinden, wenn die 
Flächen bereits gesichert seien. Daher habe die »Service-
stelle Windenergie« insgesamt 90 Projektierungsunter-
nehmen bundesweit angeschrieben und zur Beteiligung 
an dem Verfahren zur Siegelvergabe aufgefordert. Bis 
Ende Juni 2016 seien daraufhin 22 Siegel vergeben wor-
den, drei weitere befänden sich derzeit in Prüfung.

Die »Servicestelle Windenergie« sehe sich freilich auch 
als Unterstützer und Ansprechpartner gerade der kleinen 
Kommunen, die sich oft überfordert fühlten, ergänzte 
Dieter Sell : »Ihnen helfen wir bei Verfahren der Kommu-
nalplanung sowie bei Verhandlungen mit Projektierern. 
Allerdings dürfen wir keine Rechtsberatung geben. Wir 
wollen einen Betrag leisten, damit sich beide Seiten auf 
Augenhöhe begegnen.« Bislang seien die Rückmel-
dungen des seit Jahresanfang laufenden Prozesses sehr 
positiv ausgefallen. Im September 2016 wolle man alle 
Partner-Projektierer einladen, um ein Resümee zu ziehen 
und mustergültige Projekte vorzustellen. Auf die Zwi-
schenfrage aus dem Auditorium, ob die Agentur denn 
auch dort agiere, wo die Windenergie nicht gewollt sei, 
antwortete er : »Ja, wir gehen auch dorthin, wo es richtig 
kontrovers ist und reden natürlich mit Windenergiegeg-
nern. Wir schlagen uns nicht auf eine Seite, sondern 
sehen uns als neutrale Berater, um einen fairen Dialog zu 
befördern.«

Dass auch die Seite der Projektierer an einem fairen Ge-
genüber aller Vertragspartner interessiert sei, betonte in 
einem weiteren Kurzreferat Teelke Oldermann. »Darum 
sind wir auch Siegel-Partner«, sagte sie einleitend. Aus 
Sicht der Projektierer mit ihrer langen Profierfahrung sei 
es wichtig, die Bürgermeister »aufzuschlauen«, um die 
Vertragspartner auf ein gleiches Level zu bringen. An-
schließend machte die Juristin an zwei Beispielen – dem 
Windpark Schlalach in Brandenburg sowie dem Windpark 
Scharrel in Niedersachsen – deutlich, was die kommunale 
Bürgerbeteiligung antreibe beziehungsweise ausbremse.

Abb. 15 Leitlinien für faire Windenergie in Thüringen

1. �Beteiligung aller Interessengruppen im Umfeld eines 
Windparks während der gesamten Projektierungsphase

2. �Sicherstellung eines transparenten Umgangs mit pro-
jektrelevanten Informationen vor Ort, Bereitstellung von 
Unterstützungs- und Aufklärungsangeboten 

3. �Faire Teilhabe aller Betroffenen und Anwohner, auch der 
nicht unmittelbar profitierenden Flächeneigentümer 

4. �Einbeziehung der regionalen Energieversorger und  
Kreditinstitute 

5. �Schaffung einer direkten finanziellen Beteiligungsmöglich-
keit für Thüringer Bürger, Unternehmen und Kommunen

Informelle Beteiligung

Informelle Beteiligung und Schutz der Bürger

Wirtschaftliche (direkt/indirekt) und kommunale Beteiligung

Prozessbeteiligung Bank und Stadtwerk (informell und direkt)

direkte wirtschaftliche Beteiligung
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Im Gegensatz zum Windpark Scharrel, der von den  
Bürgern initiiert wurde, habe im anderen Fall von Seiten 
der Regionalplanung bereits eine Flächenausweisung 
vorgelegen. Die dortige Bevölkerung habe sich insofern 
gar nicht mehr gegen den betreffenden Windpark weh-
ren, sondern »nur noch« mitreden können, so Teelke 
Oldermann. Demnach hätten die insgesamt zehn be-
troffenen Grundstückseigentümer des Dorfes zunächst 
29 verschiedene Projektierer angeschrieben, nach ihren 
Vorstellungen befragt – und sich letztlich für Enercon als 
Betreiber entschieden. Um eine kooperative Atmosphäre 
zu gestalten, sei in Schlalach das Konzept einer »Arbeits-
gruppe Windenergie« entwickelt worden. Diese sei dafür 
zuständig gewesen, den Dialog zwischen Enercon und 
den Grundstückseigentümern zu organisieren.

Planung, Bau und Betrieb sollten bei diesem Projekt 
in einer Hand verbleiben. Zudem sei ein sogenanntes 
Flächenpachtmodell entworfen worden, um zu gewähr-
leisten, dass letztlich alle Flächeneigentümer profitier-
ten und die Vergabe von Bau- und Pflanzmaßnahmen 
möglichst an regionale Unternehmen erfolgte. In diesem 
Zusammenhang seien in der Region Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen in Höhe von einer Million Euro durch-
geführt worden. Für jene Anwohner, die keine direkten 
Einnahmen aus dem Windpark zu erwarten hätten – 
aber von dessen Auswirkungen betroffen seien – sei über 
Nutzungs- und städtebauliche Verträge ein Stiftungsmo-
dell umgesetzt worden, erläuterte die Enercon-Vertrete-
rin (Abb. 16). So sei beispielsweise mit den 0,75 Prozent 
der jährlichen Einspeisevergütung die Renovierung des 
örtlichen Spielplatzes finanziert worden. 80 Prozent 

sämtlicher Jahrespacht-Einnahmen wiederum würden – 
je nach Flächenanteil – an alle Grundstückseigentümer 
im ausgewiesenen Windeignungsgebiet verteilt. Die üb-
rigen 20 Prozent der Einnahmen gingen an Eigentümer 
der Windanlagen-Standorte. »Diese Regelung hat insge-
samt dem dörflichen Frieden gedient und die Akzeptanz 
der Windanlagen sehr befördert«, resümierte Teelke 
Oldermann. Zum damaligen Zeitpunkt sei zunächst kein 
Bürgerwindrad realisiert worden. Die diesbezügliche 
Skepsis in der Bevölkerung habe sich inzwischen gelegt, 
sodass im Zuge der Erweiterung des Windparks ein Bür-
gerwindrad geplant sei.

Im Falle des zweiten Best-Practice-Beispiels, des Bürger-
windparks Scharrel, sei Enercon indes nicht als Betreiber, 
sondern als Hersteller aufgetreten. »Dort hatte unser 
Vertriebsingenieur nicht das Problem, genug Geld einzu-
sammeln«, erklärte Teelke Oldermann : »Vielmehr musste 
er die Flächeneigentümer überzeugen, im Interesse einer 
größeren Akzeptanz vor Ort Anteile auch an die Gemein-
den abzutreten.« Aufgrund kontinuierlicher Gespräche 
und dem Einbeziehen aller Interessengruppen sei diese 
letztlich auch erreicht worden (Abb. 17). Den Erfolgsfak-
tor, der beide Projekte verbinde, sehe sie – abgesehen 
von der von Beginn an transparenten Planung – in dem 
jeweils »großen Engagement vor Ort« begründet : »Es 
müssen nicht alle ‚Hurra‘ schreien. Aber niemand darf 
den Eindruck haben, dass über seinen Kopf hinweg ent-
schieden wird.«

Abb. 16 Organisation eines Ausgleichs für Anwohner ohne direkte Einnahmen aus dem Windpark

Arbeitsgruppe »Windkraft in Schlalach«

Ergebnisse

Dialog

Bürgerengagement

Städtebaul. Vertrag Flächenpachtmodell

Enercon GmbH Grundstückseigentümer

Nutzungsvertrag Stiftungsmodell
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In der anschließenden Diskussion zeigte sich, dass die 
Frage des Widerstandes gegen die Windräder vor allem 
für die Projektierer ein zentrales Problem darstellt. So riet 
ein Fachmann für strategische Beratung aufgrund seiner 
Erfahrung mit Windenergiegegnern zu Durchhaltevermö-
gen : »Wenn ein Projektträger nicht bei seinen Planungen 
bleibt und ins Wanken gerät, bietet er eine gefährliche 
Angriffsfläche. Man muss einfach wissen, dass man nie 
alle ins Boot bekommt.« Dies bestätigte Teelke Older-
mann : Man müsse »standhaft bleiben« und sich »am 
besten einen Aggregator suchen«. In Scharrel habe die 
Volks- und Raiffeisenbank diese Rolle übernommen.

Im weiteren Verlauf des Forums stellte sich heraus, dass 
es für eine erhöhte Akzeptanz von Windenergieanla-
gen in der Bevölkerung keine allgemein gültige Lösung 
gibt. Während Dieter Sell abwarten will, wie weit man in 
Thüringen mit dem Siegel und der freiwilligen Selbstver-
pflichtung kommt, wünschte sich ein Vertreter eines Pro-
jektierers aus Mecklenburg-Vorpommern mehr Beratung 
für die Gemeinden : »Dort fehlt schlicht Fachkompetenz. 
Vielleicht könnten die Bauernverbände oder Hand-
werkskammern beratend wirken«. Dem begegnete ein 
anderer Teilnehmer mit der Anmerkung, dass die meisten 
ländlichen Kommunen überfordert seien mit dem, was 

im Rahmen der Energiewende auf sie zukomme. Zudem 
würden diese den Stellenwert der kommunalen Wert-
schöpfung für die Akzeptanz vor Ort kaum erkennen. 
Der Bedarf an Beratung durch Bund und Länder sei »rie-
sig«. Gefordert seien insofern entsprechende Servicestel-
len zum Thema Energiewende.

An dieser Stelle verwies Dieter Sell auf ein Format, das 
seine Thüringer Servicestelle – da sie keine juristische 
Beratung anbieten dürfe – entwickelt habe : »Wir konn-
ten namhafte Anwaltskanzleien aus dem Energiebereich 
gewinnen, Bürgersprechstunden abzuhalten, in denen 
beispielsweise Stiftungsmodelle erläutert werden.« 
Dies habe man bereits dreimal erfolgreich umgesetzt. 
Außerdem lade man die energiepolitischen Sprecher der 
Regierungsfraktionen sowie Projektierungsunternehmen 
zu gemeinsamen Treffen ein. Er erinnerte zudem an 
ein – seiner Meinung nach – wichtiges Problem : »Wie 
nehme ich den Gemeinden das wirtschaftliche Risiko, 
das mit dem möglichen Ausfall der Windstandorte ver-
bunden ist?« So existiere in Hessen ein Modell, bei dem 
die HessenEnergie als Betreiber mit ihren Gewinnen die 
schlechten Standorte »mitziehe«. In Thüringen wiede-
rum hätten die Stadtwerke ein eigenes Windunterneh-
men gegründet, das nach demselben Prinzip verfahre. 

Abb. 17 Erfolgsfaktoren Windpark Scharrel
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»Dadurch hält niemand den ›Schwarzen Peter‹ in der 
Hand«, so der Geschäftsführer der Thüringer Agentur.

Ein Rechtsanwalt vertrat die Meinung, dass die Proble-
matik der Wirtschaftlichkeit wohl tatsächlich drängender 
sei, als »omnipräsente Beratungsstellen«, die schwer-
lich viele gegenläufige Interessen bedienen könnten. So 
würden sich die Bürger mit Anteilszeichnungen wohl 
eher zurückhalten, sobald man ihnen vorrechne, was 
sie an Geld nachschießen müssten, »falls sich ein paar 
Windräder nicht drehen«. Er sehe den Schlüssel zu mehr 
Akzeptanz vor Ort dabei weniger in der gesellschafts-
rechtlichen Beteiligungsform, als vielmehr in der Form 
des Gewinns. Sein Denkmodell : »Man stellt den Kirchen 
und Wohlfahrtsverbänden aus dem finanziellen Gewinn 
durch die Windenergieanlagen Kredite zur Verfügung, 
mit denen sie für fünf Jahre einen Kommunalgärtner, 
eine Gemeindeschwester oder einen Hausmeisterservice 
bezahlen können.« Solche individuellen Lösungen seien 
möglicherwiese besser, als Stiftungen, bei denen der Stif-
tungszweck 25 Jahre »in Beton gegossen« sei.

Axel Tscherniak von der FA Wind fasste abschließend die 
wesentlichen Diskussionspunkte zusammen. Eine finan-
zielle Beteiligung der Bürger, so sein Fazit, erhöhe nicht 
automatisch die Akzeptanz von Windenergieanlagen 
– so, wie diese umgekehrt auch nicht quasi selbstver-
ständlich zu finanziellen Gewinnen führen würden. Die 
positiven Beispiele für das Zusammenführen unterschied-
licher Interessen würden jedoch Mut machen, betonte 
er. Wenn diese auch nicht immer übertragbar seien, 
müssten sie doch stärker vermittelt werden, ergänzt 
durch positive aktuelle Erfahrungen. Gleichwohl sei das 
Thema insgesamt selbstverständlich sehr komplex – ganz 
einfach, weil man es mit Menschen und auch mit ver-
schiedenen Interessenlagen zu tun habe. Axel Tscherniak 
bezeichnete es als bemerkenswert, dass Kommunen und 
Kreise, in denen die Windenergieanlagen auf stärkere 
Akzeptanz stießen, häufig auch über Klimaschutzkon-
zepte verfügten. Aus seiner Sicht sei dies ein Ansatz, mit 
dem vor allem die Kommunen das Thema Windener-
gieausbau angehen sollten. »Noch setzen sie sich zu 
selten konzeptionell mit dem Klimaschutz auseinander«, 
urteilte er. Dabei stehe ja noch vor der Erzeugung von 
Energie die Frage, wie man deren Verschwendung und 

Ineffizienz vermeiden könne. Wenn sich die Kommunen 
damit befassten, würden sie die Leute »mehrfach an 
einem Tisch bekommen«. Letztlich würde dadurch auch 
das gegenseitige Verständnis zunehmen. Der FA Wind-
Geschäftsführer nannte beispielhaft den Kreis Steinfurt, 
der die Windstromerzeugung in seiner Region anzuschie-
ben versuche.

Letztlich, so Axel Tscherniak, sei es vor allem die in-
formelle Beteiligung, durch die man viele Bürger dazu 
bewegen könne, sich frühzeitig für die Windenergie zu 
interessieren und für diese zu engagieren. Der »großen, 
schweigenden Mehrheit« – über 80 Prozent der Bevöl-
kerung befürworteten generell die Energiewende – eine 
Stimme zu geben, halte er »für absolut notwendig, da-
mit nicht nur die Lautesten, die oftmals die notorischen 
Windenergiegegner sind, zu Wort kommen.« Abwarten 
müsse man dagegen, welche Folgen die EEG-Novel-
lierung letztlich für die Akteursvielfalt bringen werde. 
»Nach den ersten Ausschreibungen werden wir analysie-
ren, wie die Zuschläge verteilt wurden und dank welcher 
Faktoren auch kleine Akteure zum Zuge kommen«, 
versicherte Axel Tscherniak. »Dann kann man der Politik 
hoffentlich auch Informationen geben, wo nachjustiert 
werden muss.«

Teelke Oldermann
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Moderation: 
Kathrin Ammermann, Leiterin des Fachgebietes  
Naturschutz und Erneuerbare Energien und des Kompe-
tenzzentrums Erneuerbare Energien und Naturschutz, 
Bundesamt für Naturschutz 
Iris Otto, Referatsleiterin Integrierte Umweltplanung, 
Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr 
und Landesentwicklung

Referenten: 
Dr. Eick von Ruschkowski, Deutscher Naturschutzring 
Prof. Dr. Ulrich Hösch, Fachanwalt für Verwaltungs-
recht, Gronefeld Rechtsanwälte 
Dr. Dirk Sudhaus, Forschungskoordinator, Fachagentur 
Windenergie an Land e.V. (FA Wind)

Der Ausbau der Windenergie sowie die Erhaltung der 

Biodiversität sind zwei erklärte Ziele der deutschen Klima

politik. Die Teilnehmer des Fachforums diskutierten  

Möglichkeiten für einen naturschutzveträglichen Wind-

energieausbau sowie insbesondere artenschutzrechtliche 

Verbotstatbestände, welche sich auf die Zulassung von 

Windenergieanlagen auswirken können. In der Diskus

sionsrunde ging es vor allem um die Vermeidung arten-

schutzrechtlicher Konflikte und Handlungsoptionen auf 

verschiedenen Planungsebenen.

Für den Deutschen Naturschutzring (DNR) wie auch für 
seine Mitgliedsverbände gelte, dass diese sich ganz klar 
zu den Zielen der Energiewende und den in Paris ver-
einbarten Zielen des Klimaschutzes bekennen, hielt Dr. 
Eick von Ruschkowski am Anfang seines einführenden 
Vortrages fest. Der herausragenden Rolle der Windener-
gie seien sie sich vor diesem Hintergrund bewusst. Für 
die Naturverträglichkeit der Umsetzung seien aus seiner 
Sicht die Raumordnung und die planerische Steuerung 
bei der Standortwahl das wichtigste Instrument. »Keine 
Kompensationsmaßnahme kann beim Bau einer Wind-
energieanlage im Nachhinein das ausmerzen, was eine 
schlechte Standortwahl zu Beginn verursachen kann«, 
betonte er. Es müsse daher allgemeines Ziel sein, insbe-
sondere die Regionalplanung – also den Regelungsbe-
reich, der außerhalb des klassischen Naturschutzrechtes 
liege – zu stärken. Erst anschließend sei zu schauen, was 
im Bereich des Artenschutzes getan werden müsse. Das 

Problem dabei : Wenn man von der raumplanerischen 
Ebene auf die Genehmigung der Einzelanlage komme, 
würden früher oder später Konflikte mit dem Natur- 
und Artenschutz auftreten. Die meisten Konflikte seien 
aus seiner Erfahrung dann vermeidbar, wenn beteiligte 
Interessen- und Vorhabenträger im Vorfeld rechtzeitig 
in einen Dialog treten würden. Eick von Ruschkowski 
hoffte, dass das neue »Kompetenzzentrum Naturschutz 
und Energiewende« dazu beitragen wird, über Media-
tionsverfahren Lösungen für Konflikte in der Fläche zu 
entwickeln.

Ihm seien Vorhabenträger bekannt, die inzwischen be-
reits ab der ersten zu errichtenden Anlage freiwillig eine 
komplette Umweltverträglichkeitsprüfung vornähmen, 
da in vielen Fällen die vor Ort vorhandene Datengrund-
lage nicht ausreiche. Am Ende ließen sich Streitigkeiten 
dadurch vermeiden, »indem die Interessenträger vor Ort 
über solche Verfahren frühzeitig mit eingebunden sind«. 
Dies schaffe Akzeptanz und sei der richtige Weg, um 
Interessen des Natur- und des Klimaschutzes zu vereinen. 
Zur Vereinfachung der Planungspraxis seien aus seiner 
Sicht bundesweit einheitliche Standards notwendig, mit 
denen Methoden wie auch die Bewertung artenschutz-
rechtlicher Belange geregelt würden.

Dass der Genehmigung einer Windenergieanlage öf-
fentliche Belange, wie etwa der Artenschutz, entgegen-
stehen können, erklärte Prof. Dr. Ulrich Hösch in seinem 

Fachforum 3 : Windenergie und Naturschutz

Gesetze und Kontroversen
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anschließenden Vortrag. Artenschutzrechtliche Belange 
stellten ein Verbot dar und könnten somit auch zu einer 
Nichtgenehmigung von Windenergieanlagen führen, 
so der gesetzliche Ansatz der Regelung. Artenschutz-
rechtlich verboten ist demnach laut Paragraf 44 Absatz 1 
Bundesnaturschutzgesetz, »wild lebenden Tieren der be-
sonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, 
zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen 
aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören, wild lebende Tiere der streng geschützten Ar-
ten (…) während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mau-
ser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich 
zu stören (…), Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild 
lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören« 
sowie »wild lebende Pflanzen der besonders geschützten 
Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 
entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder 
zu zerstören.« Allerdings gebe es die Möglichkeit, ein 
artenschutzrechtliches Ausnahmeverfahren einzuleiten, 
stellte der Fachanwalt klar.

Relevant für eine Ausnahmeregelung sei der Beurteilungs-
spielraum beziehungsweise die Einschätzungsprärogati-
ve der zulassenden Behörden und / oder der zuständigen 
Naturschutzbehörde, so Ulrich Hösch (Abb. 18). Hierbei 
stellte er die These in den Raum, dass der Beurteilungs-
spielraum nicht bedeute, möglichst kritisch und streng 
vorzugehen und ein Nullrisiko anzustreben, sondern eine 

fachlich schlüssige und plausible Auswirkungsprognose 
unter Einbeziehung zum Beispiel von Schätzungen und 
Analogieschlüssen vorzunehmen. Hierbei sei zu disku-
tieren, wie mit bundesweiten Konzepten oder Leitlinien, 
wie beispielsweise Abstandsempfehlungen, umgegangen 
werden solle. Hier sollten beispielsweise regionale Un-
terschiede bei der Beurteilung eines Einzelfalles beachtet 
werden und Anpassungen möglich sein.

Anschließend erläuterte Ulrich Hösch die Problembe-
reiche, welche in einem Ausnahmeverfahren abgeklärt 
werden müssen. Als erstes stelle sich die Frage, ob bei 
einem Vorhaben zwingende Gründe eines öffentlichen 
Interesses vorliegen. Der Betrieb einer Windenergieanla-
ge an einem bestimmten Standort diene zunächst wirt-
schaftlichen Interessen des Betreibers. Mittelbar könne 
die Anlage auch durch ein öffentliches Energieversor-
gungsinteresse gerechtfertigt sein. Für sinnvoll erachte er 
in diesem Zusammenhang, bereits im Rahmen der Raum-
ordnungsplanung ein bestimmtes energiepolitisches 
Konzept unter Vorgaben des Raumordnungsträgers zu 
erstellen und dabei eine Bewertung zum Natur- und 
Artenschutz und weiteren Belangen vorzunehmen. Da-
mit könne das öffentliche Interesse an der nachhaltigen 
Energieversorgung bereits konkretisiert werden, was 
auch den EU-Leitlinien zu diesem Punkt entspräche.

Als zweites stelle sich die Frage nach möglichen Alter-
nativen. Grundsätzlich könne die Windenergienutzung 

Dr. Eick von Ruschkowski Prof. Dr. Ulrich Hösch
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auch an alternativen Standorten stattfinden. Hier könne 
eine Steuerung über Raumordnungspläne entsprechende 
Vorgaben im Hinblick auf die Alternativlosigkeit machen. 
Dabei stelle sich die Frage, bis in welche Tiefe auf Raum-
planungsebene im Vorfeld artenschutzfachliche Unter
suchungen gemacht worden sein müssten.

Ulrich Hösch erläuterte weiterhin, dass Ausnahmen nur 
dann möglich seien, wenn sich im Einzelfall der Erhal-
tungszustand einer von dem Vorhaben betroffenen Art 
nicht verschlechtere. In diesem Kontext stelle sich die 
Frage, ob man auch hier bereits im Raumordnungsplan 
Maßnahmen ergreifen könnte, die jenen von der Wind-
energie besonders betroffenen Arten einen besonderen 
Schutz und eine Förderung des Erhaltungszustandes 
zuweisen würden.

Dr. Dirk Sudhaus ging in seinem anschließenden Kurzre-
ferat quasi einen Schritt zurück : Er behandelte die Frage, 
was auf planerischer Ebene vor den Ausnahmen stehen 
sollte. Die FA Wind habe sich sehr intensiv mit Vermei-
dungsmaßnahmen auseinandergesetzt und sei – analog 
zu Eick von Ruschkowski – zu der Auffassung gelangt, 
dass die Standortwahl in dieser Hinsicht die wichtigste 
Vermeidungsmaßnahme darstelle (Abb. 19). Eine Reihe 

planerischer Maßnahmen würden bereits angewendet –  
man wisse nur nicht immer genau, wie gut diese wirkten.  
Insofern habe man sich als Aufgabe gestellt, evaluierte 
Vermeidungsmaßnahmen auszuwerten. Sein Appell an 
die Teilnehmer des Forums lautete an dieser Stelle, der 
Fachagentur entsprechende Evaluationsergebnisse zur 
Verfügung zu stellen. Als weitere, essenzielle Maßnahme  
nach der Standortwahl stehe seiner Meinung nach die 
Vermeidung von Anlockung. Für Maßnahmen zur Weg-
lockung hingegen sei bekannt, dass diese sehr gut von 
den Tieren angenommen würden – »ob dies aber im 
Zweifelsfall dazu führt, ein ›Weglocken‹ aus dem geplan-
ten Windfeld zu erreichen, ist noch fraglich.«

Zukünftig könnten technische Maßnahmen, beispielswei-
se die »Vergrämung« und die Betriebsregulierung, eine 
Rolle spielen, so Dirk Sudhaus (Abb. 20). Manche Erken-
nungssysteme, die sich in der Flughafen-Ornithologie 
bewährt hätten, existierten auch schon für Windenergie-
anlagen : Optische Systeme, die Greifvögel oder andere 
Vögel erkennen, ebenso wie akustische, die Fledermäuse 
erkennen. Systeme mit elektromagnetischer Strahlung 
könnten sogar beides erkennen. So gebe es unter ande-
rem bereits erste Systeme zur bedarfsgerechten Nacht-
kennzeichnung von Windenergieanlagen. Hier würde die 

Abb. 18 Behördlicher Prüfmaßstab artenschutzrechtlicher Verbote Abb. 19 �Einteilung von möglichen Vermeidungsmaßnahmen bei 
der Windenergieplanung
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Behördlicher Prüfungsmaßstab: 

– �Unzulässigkeit des Vorhabens, wenn positiv von dem Eintritt 
eines Verbotstatbestandes auszugehen ist

– �Naturschutzfachlicher Beurteilungsspielraum (Einschätzungs-
prärogative) (naturschutzfachlicher Vertretbarkeit im Einzelfall; 
keine Verwendung unzulänglicher, ungeeigneter oder 
überholter Erfassungs- und Bewertungsmethoden; Maßstab 
praktischer Vernunft) der Genehmigungsbehörde für für 
Bestandserhebung und Bewertung

· �Für die Prüfung der Tatbestandsmerkmale (Töten, erhebliche 
Störung, Fortpflanzungs- und Ruhestätte, ökologische Funk-
tion im räumlichen Zusammenhang) durch Prognose, worst-
case-Abschätzung, Analogie-Schluss, Schätzung (Plausibilität/
Nachvollziehbarkeit)

· �Vorliegen der Ausnahmevoraussetzungen (Verschlechterung 
des Erhaltungszustands)

· �Steuerung durch Erlasse (Windkraft-Leitfäden), Fachkonventionen 
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Beleuchtung nachts nur bei Bedarf angeschaltet, sobald 
sich ein Flugzeug oder anderes Flugobjekt einer Wind-
energieanlage nähere. Zu berücksichtigen sei in diesem 
Fall, einen entsprechenden Vogelflug herauszurechnen, 
damit es nicht zu Fehl-Anschaltungen komme. Bei der 
Umsetzung von Vermeidungsmaßnahmen könne die Re-
aktion auf eine Detektion zunächst eine »Vergrämung« 
sein. Auch dafür gebe es schon Beispiele, die mit einem 
Warnruf arbeiteten.

Sei eine »Vergrämung« nicht gewünscht oder funktio-
niere diese nicht, könne durchaus auch eine Abschaltung 
in Frage kommen, fuhr Dirk Sudhaus fort. Diese sei je-
weils bedarfsgerechter als pauschale Abschaltzeiten, wie 
man sie etwa zum Schutz von Fledermäusen kenne. Hier 
sei definitiv noch Entwicklungsarbeit notwendig; einige 
Forschungsprojekte seien bereits am Laufen. Ganz wich-
tig sei in diesem Zusammenhang eine Validierung dieser 
Systeme. Am Ende seiner Ausführungen prognostizierte 
er, dass dies kein Ersatz für planerische Maßnahmen, 
insbesondere der Standortwahl, sein dürfe. Und : »Man 
wird durch den Einsatz entsprechender Systeme Kollisio-
nen nie völlig ausschließen können.«

Zum Auftakt der anschließenden Diskussion stellte ein 
Projektierer zunächst die sogenannte Einschätzungsprä-
rogative generell in Frage, von der Fachanwalt Ulrich 
Hösch in seinem Eingangsreferat gesprochen hatte. Am 
Beispiel des Uhus erläuterte er, dass zwar erste Unter-
suchungen zu der Art mit Nachweisen niedriger Flüge 
unterhalb der Rotoren bekannt seien, bei der vorliegen-
den Planung seitens der Genehmigungsbehörde aber 
dennoch die Einschätzungsprärogative im Sinne einer 
»worst-case«-Betrachtung genutzt und ein signifikant 
erhöhtes Tötungsrisiko prognostiziert worden sei. Darauf 
eingehend erläuterte Ulrich Hösch, dass es nicht um 
das Töten an sich gehe : »Um den Tötungstatbestand zu 
erfüllen, muss das Sterberisiko signifikant erhöht sein – 
also das allgemeine Risiko des Tieres, an einem außerge-
wöhnlichen Todesfall zu sterben, ganz konkret durch das 
geplante Windenergievorhaben.« Signifikante Risiko-
erhöhung bedürfe jedoch einer Einzelfall-Bewertung. 
So könne zum Beispiel jemand in Berchtesgaden eine 
bestimmte Lage als »nicht Risiko erhöhend« einschätzen, 
ein anderer in Schleswig-Holstein dagegen sehr wohl. 
Dies sei jeweils durch den von ihm genannten Beurtei-
lungsspielraum gedeckt. Dabei seien stets bestehende 
Erkenntnisquellen, neue Untersuchungen und auch 
deren Belastbarkeit zu analysieren und heranzuziehen. 

Abb. 20 �Arbeitsweise technischer Lösungen zur Vermeidung des 
Verstoßes gegen das Tötungsverbot

Dr. Dirk Sudhaus

Optisch

Vergrämung

Akustisch Visuell

elektromagnetische 
Strahlung

elektromagnetische 
Strahlung

Abschaltung

Erkennungssysteme

Reaktion



66  |  Fachkonferenz Zukunft Windenergie : Paris – Berlin – Steinfurt

Das wiederum könne dann jeweils entweder zum Vor-, 
aber auch zum Nachteil eines bestimmten Standortes 
ausfallen. Letztlich obliege es jeweils der zuständigen 
Genehmigungsbehörde, die entsprechenden Unterlagen 
sorgfältig zu prüfen.

Deutlich wurde die im Einzelfall vorzunehmende Ein-
schätzungsprärogative auch an dem von einer Projek-
tiererin eingebrachten Planungsbeispiel, bei dem ein 
bestehender Windpark im Bestandsinneren durch zwei 
Windenergieanlagen verdichtet werden soll. Hier sei für 
zwei nachträglich in Windparknähe angesiedelte Rot-
milane eine Artenschutzprüfung durchzuführen. In der 
Diskussion wurde herausgearbeitet, dass die Vorbelas-
tungssituation besonders zu berücksichtigen ist. So sei 
die Signifikanz des erhöhten Tötungsrisikos durch zwei 
zusätzlich geplante Anlagen auf der Grundlage des 
bestehenden Windparks zu bewerten. Gleiches gelte für 
die artenschutzrechtlich zu lösenden Fragen, ob durch 
zwei zusätzliche Windenergieanlagen im Inneren des 
Windparks eine erhebliche Störung (zum Beispiel durch 
den Verlust essentieller Nahrungshabitate und Flugrou-
ten) sowie der Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten (zum Beispiel in Form von Brut- und Schlafbäumen) 
zu prognostizieren ist.

Ein Vertreter einer regionalen Planungsgemeinschaft aus 
Brandenburg brachte die Diskussion auf ein weiteres 
Kernthema : Wie können Raumordnung und Genehmi-
gungsplanung beim naturschutzverträglichen Windener-
gieausbau zusammenwirken? Und : Ist es Aufgabe der 
Raumordnung, flächendeckend Individuen zu erfassen 
und diese zu schützen? Seiner Meinung nach könnten 
Probleme bei der Standortwahl und Ausweisung von 
Windeignungsgebieten nur dann vermieden werden, 
wenn die Datengrundlage für diese Arten vollständig 
sei. Das zuständige Landesamt aber »verlässt sich oft auf 
Ehrenamtliche«, die Datenzusammenstellung erfolge »je 
nach Siedlungsdichte und Hobbies der Anwohner«. Die 
Ausstattung der zuständigen Behörden »ist in diesem 
Bereich am untersten Rand«, gab er zu bedenken.

»Die Raumordnung – oder jede Regionalplanung – kann 
aber nur so gut sein, wie die Datengrundlagen sind«, 
gab Eick von Ruschkowski zu bedenken. Er unterstrich 
die Aussage des Planers : »Die Datengrundlage ist an vie-
len Stellen miserabel.« Bei den Unteren Naturschutzbe-
hörden und auch in den meisten Landesumweltämtern 
sei die Personallage »sehr dünn«.

Es sei definitiv fehlerhaft, auf Ebene der Raumordnung 
den Artenschutz auszuklammern, betonte Ulrich Hösch. 
Aus raumordnungsrechtlicher Sicht gebe es drei Ge-
bietstypen : Vorbehalts-, Vorrang- und Eignungsgebiete. 
Vorranggebiete können dabei auch eine Ausschlusswir-
kung wie Eignungsgebiete entfalten. Dies seien Gebiete, 
die sich für bestimmte, raumbedeutsame Funktionen eig-
neten und gleichzeitig diese Nutzungen an anderer Stelle 
im Planungsgebiet ausschlössen. In dieser letzten Kate-
gorie dürften Windenergieanlangen gebaut werden, und 
sonst nirgendwo – außer in anderen Vorrang- / Eignungs-
gebieten. Wenn eine Umsetzung der Vorhaben nämlich 
nicht möglich sei, müsse man sich die Frage stellen, 
welche Rückwirkungen das auf die raumordnerischen 
Ausweisungen habe. Bei einer expliziten Standortwahl 
habe das Bundesverwaltungsgericht zum Beispiel für den 
Flughafen Berlin-Schönefeld entschieden, dass man auf 
der Ebene der Raumordnung Konfliktbewältigung betrei-
ben müsse. »In diesen Fällen muss man sich ein Arten-
schutzkonzept überlegen«, so Ulrich Hösch weiter. Dazu 
gehöre, nicht nur nach grundlegenden Daten für diese 

Iris Otto (links) und Kathrin Ammermann
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Gebiete zu suchen, sondern auch zu ermitteln, welche 
Tiere dort vorkämen : »Möglichst wenige, die windener-
giesensibel sind oder mit der Windenergie in Konflikt 
geraten.«

Auch eine Regionalplanerin aus Brandenburg ging auf 
das wichtige Stichwort »Datensammlung« ein. In ihrer 
Planungsregion »wurde eine vertrauenswürdige Person 
gebeten, die Daten von allen Stellen zusammenzutra-
gen. Wir selbst haben einen anerkannten Ornithologen 
als Gutachter genommen, der für uns die Daten vom 
Landesamt für Umweltschutz Brandenburg und von 
den ganzen Naturschutzverbänden zusammengetragen 
hat.« Ihre Planungsgemeinschaft habe zudem auch alle 
Investoren angeschrieben, um auch in deren Gutach-
ten Einsicht nehmen zu können beziehungsweise die 
entsprechenden Daten zu erhalten. So gebe es Daten-
nutzungsvereinbarungen mit Investoren, den Verbänden 
und dem Landesamt für Umweltschutz. »Es gibt jedoch 
ein Problem.«, räumte sie ein : »Die Natur hält sich nicht 
an Pläne. Manchmal ziehen die lieben Tierchen einfach 
um – und dann haben Sie das nächste Problem, denn 
dann müssen Sie wieder von vorne anfangen.«

Ein Naturschutzverbandsvertreter verwies in diesem 
Zusammenhang auf die Daten von ADEBAR, dem Atlas 
Deutscher Brutvogelarten. Dabei handelt es sich um eine 
bundesweite Vogelschutzkartierung, die das letzte Mal 
2014 von der Stiftung Vogelmonitoring Deutschland und 
dem Dachverband deutscher Avifaunisten (DDA) e.V. 
herausgegeben wurde. »Das sind relativ gute Daten, die 
permanent erneuert werden müssen«, so der Teilnehmer. 
Sein Appell an die Regierungen von Bund und Ländern 
lautete, vor allem die Behörden für die Erfassung der  
Daten mit mehr Personal auszustatten. In Hessen habe 
man auf Grundlage der ADEBAR-Daten die Schwer-
punktvorkommen der Avifauna definiert, ergänzte Iris 
Otto. »Wir halten diese landesweit nach einer einheit-
lichen Methodik erhobene Datengrundlage zusammen 
mit den übrigen uns vorliegenden Daten – zum Beispiel 
aus Natura 2000-Gebieten – durchaus für geeignet für 
eine großräumige Planungsgrundlage«, so die Referats-
leiterin. Die artenschutzrechtliche Einschätzungspräroga-
tive lasse es zu, die Eignung der Datengrundlage für die 
Klärung der artenschutzrechtlichen Fragestellungen bei 

der Planung zu bewerten. Davon habe Hessen Gebrauch 
gemacht.

Laut eines Regionalplaners aus Mecklenburg-Vorpom-
mern ist dessen Behörde derzeit damit beschäftigt, auf 
der Regionalplanungsebene für die Eignungsgebiete zur 
Neufestlegung Daten zu erheben – »aus der Erkenntnis 
heraus, dass wir mit den vorhandenen Daten kein umfas-
sendes Bild, insbesondere von allen Greifvogelarten, er-
halten«. An die entsprechenden Daten heranzukommen, 
sei kein Problem. Diese würden landesweit vorliegen, 
betonte er. Sie seien von Ehrenamtlichen aus den Ver-
bänden erfasst, zusätzlich auch vom Landesumweltamt 
gesammelt und jedes Jahr zu landesweiten Datenbestän-
den zusammengefasst worden. »Es ist aber nicht so, dass 
wir damit alle Arten, die tatsächlich für unsere Planung 
relevant sind, abdecken«, räumte er ein. Daher würde 
das Amt zurzeit für eine Auswahl von Untersuchungsge-
bieten auch noch gezielte Erhebungen durchführen, um 
für bestimmte »Problemarten« den jeweiligen Bestand 
zu ermitteln. Aufgrund fehlender Kriterien und Maßstä-
be, wie man hinterher aus planerischer Sicht den Befund 
zu bewerten habe, gestalte sich die Angelegenheit je-
doch recht schwierig.

Ein Beispiel aus der Praxis veranschaulichte die zuvor 
genannten Probleme und zeigte eine mögliche Lösung 
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auf, Windenergie und Artenschutz gleichermaßen 
gerecht werden zu können : »Bei uns in Hessen würde 
die Regionalplanung sagen : Nur vereinzelt lokal erho-
bene Daten erschweren die Gesamtbewertung meines 
Planungsraums unter Einhaltung der Kriterien. Denn 
ich habe dann vielleicht punktuell Daten erhoben, kann 
sie aber nicht relativ zum übrigen Raum bewerten«, 
so Referatsleiterin Iris Otto. In Hessen liefen Genehmi-
gungsplanungen in Windenergievorranggebieten mit 
Ausschlusswirkung, die zwar noch nicht rechtskräftig, 
aber in der Planungsreife schon sehr weit fortgeschritten 
seien. Man könne daher davon ausgehen, dass sie im  
Regionalplan verabschiedet werden würden. In diesen 
noch im Entwurf vorliegenden Vorranggebieten würde  
in Hessen in Einzelfällen schon jetzt »vorgezogen« das 
artenschutzrechtliche Ausnahmeverfahren im Rahmen  
der Genehmigung geprüft, bei dem mit Hilfe der 
Ausschlusswirkung die Alternativlosigkeit der Planung 
begründet werden würde. »Auf dieser Grundlage ver-
suchen wir, Präzedenzfälle zu schaffen, in denen wir die 
Windenergieplanung mit Hilfe des Ausnahmeverfahrens 
realisieren.« Sie arbeiteten in Hessen mit dem Konzept 
der faunistischen Schwerpunkträume für Arten mit Emp-
findlichkeit gegenüber dem Windenergieanlagenbetrieb, 
erläuterte Iris Otto. Dies seien Dichtezentren bestimmter 
Arten, welche von Windenergieplanungen freigehalten 
würden, wie sie Ulrich Hösch als einen möglichen Ansatz 
dargestellt habe. In den Vorranggebieten, die außerhalb 
dieser Schwerpunkträume ausgewiesen werden würden, 
lebten aber auch Individuen : »Wir sind ein waldreiches 
Land mit vielen Vögeln und Fledermäusen und werden 
insofern nie eine ‚Nullbetroffenheit‘ der Arten haben.« 
Hier würden Vermeidungsmaßnahmen notwendig, auch 
müsse von Ausnahmeregelungen Gebrauch gemacht 
werden. Dieser Weg könne mit einem schlüssigen 
naturschutzfachlichen Gesamtkonzept, das plausibel 
die Möglichkeit der Nichtverschlechterung des Erhal-
tungszustandes der betroffenen Arten im natürlichen 
Verbreitungsgebiet belege, und der Ausweisung von Vor-
ranggebieten mit Ausschlusswirkung gangbar werden.

Als letztes wurde die Frage diskutiert, ob Eingriffe im 
Sinne des Artenschutzes durch die Windenergienut-
zung durch die Reduktion anderer (Mortalitäts-)Fakto-
ren ausgeglichen werden könnte (zum Beispiel in der 

Landwirtschaft, an Verkehrswegen oder Stromtrassen). 
Eick von Ruschkowski begrüßte den Ansatz, verschiedene 
Faktoren gemeinsam zu betrachten. Allerdings sei es auch 
schwer, alle Probleme auf einmal zu lösen und es stelle 
sich die Frage, wie dies rechtlich umzusetzen sei. Laut 
Ulrich Hösch ist nach deutschem Naturschutzrecht das Tö-
tungsverbot individuenbezogen. Ein räumlich-funktiona-
ler Bezug zu dem betroffenen Individuum sei bei den an 
anderer Stelle ergriffenen Maßnahmen zur Senkung des 
Tötungsrisikos unter die Signifikanzschwelle erforderlich, 
ergänzte Iris Otto, sonst gehe es nur über die Ausnahme.

Abschließend wurde die Frage aufgeworfen, wie auf 
der vorgelagerten Planungsstufe der Regionalplanung 
Summationseffekte in die Planung eingestellt werden 
könnten. Hier verwies Iris Otto auf die Ausführungen  
im neuen Helgoländer Papier 2015. Dieses empfehle  
auf der raumplanerischen Planungsstufe den Schutz  
der Dichtezentren windenergiesensibler Arten. Durch 
ausreichend große, von der Windenergienutzung frei 
gehaltene Räume sollen nicht nur die Quellpopulationen 
gesichert, sondern soll auch der sukzessiven Verschlech-
terung des Erhaltungszustandes durch kumulative Effek-
te entgegengewirkt werden.

»Daten sind das A und O, damit man auf einer ver-
nünftigen Grundlage planen kann”, lautete das Fazit, 
das Moderatorin Kathrin Ammermann zog. Aber es 
brauche eben auch Menschen in den Behörden, die das 
Zahlenmaterial be- und verarbeiten könnten. Insofern 
könne man die Diskussion des Fachforums durchaus als 
deutlichen Appell dahingehend werten, die zuständigen 
Behörden personell besser auszustatten. Es habe sich 
inzwischen als großes Manko herausgestellt, dass die 
schnelle und sprunghafte Entwicklung der Windenergie 
mit einem spürbaren Personalabbau auf Seiten der Na-
turschutzbehörden einhergegangen sei. Gleichzeitig sei 
die (vorgelagerte) Planungsebene die wesentliche Stell-
schraube, um Konflikte beim Ausbau der Windenergie 
durch die Wahl geeigneter Standorte zu vermeiden  oder 
zu minimieren. Wie konkret auf dieser Ebene geplant 
werden müsse beziehungsweise könne, sei wiederum 
maßgeblich vom Planungssystem der Bundesländer 
abhängig. Eine Auseinandersetzung mit der Artenschutz-
problematik sei auf jeden Fall geboten.
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Moderation : 
Dr. Ruth Brand-Schock, Leiterin Politik und Regierungs-
beziehungen, Enercon GmbH 
Fabian Schmitz-Grethlein, Bereichsleiter Energieerzeu-
gung und stellvertretender Abteilungsleiter Energiewirt-
schaft, Verband kommunaler Unternehmen e.V.

Referenten : 
Dr. Ralf Sitte, Referatsleiter Flexibilität der Nachfrage, 
Technische Systemintegration, Speicher, Bundesministeri-
um für Wirtschaft und Energie (BMWi) 
Dr. Markus Hirschfeld, Referatsleiter, Referat Energie-
politik und Energierecht, Ministerium für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes 
Schleswig-Holstein

Die Teilnehmer des Forums diskutierten über Heraus-

forderungen der Sektorenkopplung und rückten dabei 

vor allem folgende Fragen in den Mittelpunkt : Was tun 

mit überschüssigem Strom? Wie kann auf Netzengpässe 

reagiert werden? Welche Rolle kann dabei die Sektoren-

kopplung spielen und wie kann sie langfristig sinnvoll 

und gerecht implementiert werden?

Zum Einstieg bot Dr. Ralf Sitte einen Ausblick auf die 
absehbaren politischen Debatten bei der Sektoren-
kopplung. Die Verknüpfung des Stromsektors mit den 
Sektoren Wärme und Mobilität werde in den Medien als 
»Zauberwort« der Energiewende gesehen. Er verwies auf 
das Weißbuch »Ein Strommarkt für die Energiewende« 
– ein Diskussionspapier, das vom Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie im Vorfeld des Strommarktgeset-
zes erstellt wurde. Danach soll die Sektorenkopplung das 
künftige Stromversorgungssystem prägen und vorran-
gig »hocheffiziente Technologien« koppeln. Auch solle 
diese dazu dienen, ein Flexibilisierungspotenzial für den 
Strommarkt der Zukunft zur Verfügung zu stellen. Hierzu 
werde eine Infrastruktur benötigt – unter anderem zu 
nennen seien hier der Aus- oder Neubau von Stromnet-
zen, aber auch von Ladesäulen für Elektrofahrzeuge. 

Künftig könne erneuerbarer Strom in Wärmepumpen 
eingesetzt und so die Energieeffizienz massiv gesteigert 
werden, erklärte der Referatsleiter im BMWi. Ebenso im 
Mobilitätsektor. Der Wirkungsgrad könne im Zeitalter 
der E-Mobilität verdoppelt werden. »Wir machen Wärme 
und Verkehr grün, und wir steigern die Effizienz – und 
zwar ganz erheblich. Das ist wichtig«, so Ralf Sitte. Die 
entscheidende Frage aber sei : Wer trägt die Systemkos-
ten (Abb. 21) ?
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Eine Bedarfsanalyse des Stromsektors zeige, dass der 
weitere Ausbau der erneuerbaren Energien für strukturel-
le Erzeugungsüberschüsse sorgen werde. Die Zunahme 
der Fluktuationen aufgrund temporärer und saisonaler 
Schwankungen der Energieträger Wind und Sonne wer-
de den Bedarf erhöhen, »Senken« zu finden, in denen 
sich Überschuss-Strom unterbringen lasse. Solche tempo-
rären Überschüsse, so Ralf Sitte, würden zunehmen und 
häufiger auftreten. Im Rahmen der Sektorenkopplung 
sollten die Mobilität – etwa über E-Mobilitätskonzepte – 
und der Wärmebereich – etwa über Power-to-Heat-Kon-
zepte – künftig solche Strommengen auffangen. Dass 
die Sektoren zusätzlichen Bedarf an erneuerbarem Strom 
haben würden, erkläre sich aus den Klimazielen und den 
Dekarbonisierungszielen der Energiewende. Während 
der Anteil erneuerbarer Energien im Stromsektor derzeit 
bei mehr als 30 Prozent liege, betrage er bei der Mobili-
tät sechs Prozent, bei der Wärme zwölf Prozent. Es gebe 
also erheblichen Nachholbedarf, der nur mit Hilfe von 
Strom aus erneuerbaren Quellen zu decken sei. (Abb. 22)

In der Folge, erklärte Ralf Sitte, sei insgesamt mehr Strom 
im System vorhanden. Bei Mobilitätsanwendungen müs-
se dieser jederzeit verfügbar sein, beim Wärmeeinsatz 

jahreszeitlich schwankend. In diesem Zusammenhang 
gelte es, verschiedene Fragen zu beantworten : Wer ist 
zuständig für den Aufbau einer Infrastruktur für die 
anderen Sektoren? Wer soll sie – etwa den Ausbau von 
Ladesäulen für Elektrofahrzeuge, der derzeit eine private 
Angelegenheit ist – bezahlen? Würde man die Finanzie-
rung solcher Maßnahmen den Stromkunden auflasten, 
würden Nicht-Autofahrer dadurch benachteiligt werden. 
Die Frage nach der gerechten Finanzierung bei der Sek-
torenkopplung müsse insofern unbedingt gelöst werden.

Ähnlich wie die Debatte im Rahmen der Dekarbonisierung 
des Stromsektors – hier wird diskutiert, ob Anlagenstand-
orte sich vorrangig an Faktoren wie Strahlungsintensität 
oder Windhöffigkeit auszurichten haben – müssten 
analoge Fragen auch bei der Sektorenkopplung de-
battiert werden, forderte Ralf Sitte : »Wo gibt es Trans-
portbedarf, wo und in welchen Wärmenetzen wird es 
Mehrbedarf geben? Wie sieht die Erzeugung aus? Rückt 
beispielsweise die Erzeugung näher an die Verbraucher, 
wächst der Mehrbedarf stärker in den Verteilnetzen und 
weniger stark in den Transportnetzen. Wie soll man hier 
gewichten?«

Abb. 21 Steigerung der Energieeffizienz durch Wärmepumpen und Elektromobilität bei dem Ersatz fossiler Brennstoffe
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Zu klären sei auch, wie staatlich verursachte Preisbe-
standteile aussehen sollten. Politisches Ziel sei zwar die 
Kopplung der Sektoren, doch sollten die Marktakteure 
selbst entscheiden, ob sie Strom verwenden oder Treib-
stoff nutzen wollten. Entscheidend dafür sei insofern 
das Preissignal – und nicht das Ordnungsrecht. Dabei, 
so Ralf Sitte, solle das Gesamtsystem möglichst effizient 
sein, die Preise für die Energieträger die volkswirtschaftli-
chen Kosten abbilden. »Knackpunkt« seien die künfti-
gen Systemkosten. So gebe es Stimmen, nach denen zur 
Förderung der Sektorenkopplung Entgelte für bestimmte 
Anwendungen gestrichen werden sollten, um mit den 
konventionellen Erzeugern zu konkurrieren. Dies würde 
die Frage aufwerfen, ob der Ziel- oder der Quellsektor 
die Kosten tragen solle. Solle etwa die Elektrizität für die 
Gemeinschaft der Autofahrer von der Gemeinschaft der 
Stromkunden finanziert werden? Diese Frage nach der 
Gerechtigkeit – und der Akzeptanz – sei, so der Referats-
leiter, »die Gretchenfrage derzeit«.

Es folgte ein Vortrag von Dr. Markus Hirschfeld. Schles-
wig-Holstein, das nördlichste aller Bundesländer und 
zugleich eines mit den höchsten Windhöffigkeiten, habe 
es mit einer besonders schwierigen Situation zu tun, 

seit sich herausgestellt habe, dass sich der Ausbau der 
überregionalen SuedLink-Stromtrasse um mehrere Jahre 
verzögern werde.

Netzengpassgebiet mit hohen Abregelungen sei Schles-
wig-Holstein aber schon lange, so Markus Hirschfeld: 
»Deshalb betreiben wir ganz massiv Netzausbau.« Die 
sogenannte Westküstenleitung zwischen Brunsbüttel 
und Niebüll solle demnach bis 2019 in Betrieb gehen, die 
Mittelachse von Dollern über Hamburg / Nord nach Flens-
burg ebenfalls 2019; nach Dänemark dann bis 2020. 
Eine Ostküstenleitung von Segeberg über Lübeck nach 
Göhl wiederum befinde sich in Planung und solle bis 
2022 in Betrieb sein. Zusammen mit der SuedLink-Trasse, 
die ursprünglich ab 2022 den Strom aus dem Norden 
ins deutsche Binnenland transportieren sollte, hätte das 
Netz bis dahin derart ausgebaut sein können, dass es in 
Schleswig-Holstein keine Netzengpässe mehr gegeben 
hätte. Die Verschiebung der SuedLink-Inbetriebnahme 
auf 2025 sei daher ein ernstes Problem (Abb. 23).

Wie reagieren? Eine Studie, in der die Installation von 
Speichern im Verteilnetz untersucht wurde, um Netzeng-
pässe auszugleichen, sei zu dem Schluss gekommen, 

Abb. 22 Entwicklung der Sektorenkopplung
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dass eine solche Lösung unwirtschaftlich sei. Bis 2021, so 
Markus Hirschfeld, werde der Netzausbau im Bundesland 
soweit fortgeschritten sein, dass die Strommengen bis in 
den Raum Brunsbüttel, Hamburg und an die Elbe trans-
portiert werden könnten. Daher müsse man über eine 
Reduktion des »Must run« sprechen, etwa im Kernkraft-
werk Brokdorf oder in Kohlekraftwerken wie Hamburg-
Moorburg. Oder auch darüber, inwieweit Hamburg 
die Möglichkeiten der Power-to-Heat-Technologie zur 
Wärmeversorgung noch intensiver nutzen könne. Das 
Potenzial in der Metropole sei jedenfalls groß.

Markus Hirschfeld forderte angesichts der häufigen Ab-
regelungen, die Schaltpraxis der Netzbetreiber auf den 
Prüfstand zu stellen und nannte ein Beispiel : Im letzten 
Quartalsbericht zu Netz- und Systemsicherheitsmaßnah-
men der Bundesnetzagentur würden drei Abschnitte in 
Schleswig-Holstein als besonders vom Redispatch betrof-
fene Netzabschnitte aufgeführt. Dies sei aber weniger 
auf den Einsatz erneuerbarer Energien zurückzuführen, 
sondern vielmehr auf Baumaßnahmen an Umspann-
werken. Die Frage sei also, ob es gerechtfertigt sei, bei 

Netzengpässen an der Elbe oder in Niedersachsen Wind-
energieanlagen in Nordfriesland abzuregeln. Gefordert 
sei eine nachvollziehbare Darstellung : Wo ist der Engpass 
genau, was ist seine genaue Ursache? Wer bringt warum 
den größten Beitrag zur Beseitigung des Engpasses? 
Welche Ermessensspielräume bestehen?

Um die Sektorenkopplung und die Entwicklung von Fle-
xibilitäten zu beschleunigen, so Markus Hirschfeld weiter, 
unterstütze das Land Schleswig-Holstein grundsätzlich 
alle Flexibilitätsoptionen – neben Speichern auch Power-
to-Gas, Power-to-Heat und Power-to-Chemistry. Projek-
te, die die Einspeisung von erneuerbaren Energien in die 
Strom- und Wärmenetze verbesserten und zum regiona-
len Einsatz von Speichertechnologien beitragen würden, 
könnten mit EU- und Landesmitteln gefördert werden. 
Das Ziel laute : »Kostenneutral nutzen statt abregeln!« 
Gemeinsam mit Hamburg unterstütze Schleswig-Holstein 
auch das Projekt »Norddeutsche Energiewende 4.0«, das 
eine intelligente Vernetzung von Erzeugern und Verbrau-
chern von Energie, also ländlichen Räumen und Städten, 
herstellen solle.

Abb. 23 Netzengpassbedingte Stromüberschüsse in Schleswig-Holstein
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Für den abgeregelten Strom gebe es ja durchaus Bedarf, 
so Markus Hirschfeld. Er wies darauf hin, dass der Strom 
vor seiner Abregelung ja vermarktet gewesen sei und 
seinen Käufer gefunden habe. Der abgeregelte EE-Strom 
werde hinter dem Engpass durch konventionelle Erzeu-
gung ersetzt. Und diese konventionelle Ersatzbeschaffung 
müsse teuer bezahlt werden. – Vor diesem Hintergrund 
solle vor dem Netzengpass die Zuschaltung von Lasten 
und eine Ersatzvermarktung der sonst abgeregelten EE 
geprüft werden. Die Nachfrager der zuschaltbaren Lasten 
könnten Power-to-Heat, Power-to-Gas, Speicher, Industrie, 
Kühlhäuser, E-Mobilität und anderes sein. Dazu solle eine 
Ausschreibungsplattform für zuschaltbare Lasten entste-
hen, auf der Gebote mit dem höchsten Arbeitspreis den 
Zuschlag erhielten. Durch die Ersatzvermarktung würden 
Einnahmen erzielt, die den Kosten für die konventionelle 
Ersatzbeschaffung gegenüber gestellt werden und die 
gesamten Systemkosten senken könnten. Zu einem Vorteil 
für das Gesamtsystem könne es auch kommen, wenn es 
Privilegierungen bei staatlich induzierten Strompreisbe-
standteilen gebe (Abb. 24). 

Sein »300-Prozent-Ziel« – also den Anteil der Stromer-
zeugung aus erneuerbaren Energien auf das Dreifache 
des Bruttostromverbrauchs anzuheben – habe Schleswig-
Holstein um zehn Jahre auf 2030 verschoben. Die neue 
Zielformulierung laute nunmehr : Die Stromerzeugung 
aus erneuerbaren Energien soll auf mindestens 37 Tera-
wattstunden bis zum Jahr 2025 gesteigert werden. Dazu 
würden die Windvorrangflächen voraussichtlich auf 
zwei Prozent der Landesfläche ausgewiesen. Zunächst 
müssten aber alle Regionalpläne neu aufgestellt werden, 
da diese im Januar 2015 durch das Oberverwaltungsge-
richt Schleswig aufgehoben worden seien, so Markus 
Hirschfeld. Die Neuaufstellung der Regionalpläne solle 
bis 2017 / 2018 erfolgen – dann erst würden in größerem 
Umfang neue Windenergieprojekte in Schleswig-Holstein 
an Ausschreibungen teilnehmen können : »Aber dann in 
großem Maße.«

Angesichts der in der EEG-Novelle verankerten Aus-
schreibungen würden in Schleswig-Holstein derzeit Fra-
gen diskutiert wie : Was machen Windenergieprojekte, 
die in den Ausschreibungen nicht zum Zuge kommen, 
aber eine Fläche im Vorranggebiet unter Vertrag haben? 

Abwarten bis zur nächsten Ausschreibung? Alternative 
Geschäftsmodelle entwickeln, die ohne EEG-Förderung 
auskommen? Oder regionale Lösungen anstreben, etwa 
als Teil virtueller Kraftwerke? 

In der anschließenden Diskussion rückte die Grundfrage 
der Sektorenkopplung in den Mittelpunkt : Wer wird die 
Steuer- und Abgabenlasten tragen, wenn die anderen 
Sektoren erneuerbaren Strom integrieren müssen? Wie 
konkurrenzfähig ist der Strom gegenüber den konventi-
onellen und vergleichsweise günstigen Energieträgern? 
Muss man diese zusätzlich belasten, um erneuerbaren  
Strom konkurrenzfähig zu machen? Und : Wer ist Treiber 
der Entwicklung? Müsste der Stromsektor etwa über-
schüssigen Strom abgeben, dann würde eine völlig 
andere Marktsituation herrschen, als wenn die anderen 
Sektoren Mehrbedarf anmeldeten. Es komme darauf an, 
wer den Bedarf definiere, so Ralf Sitte – und derjenige 
müsse dann auch die Kosten tragen: »Wenn es einen 
Bedarf gibt, gibt es auch eine Zahlungsbereitschaft.«

»Sektorenkopplung« sei der falsche Begriff, hieß es aus  
dem Publikum – vielmehr handele es sich um einen 
»Sektorenwechsel« : In dem Moment, in dem der Auto
fahrer ein Elektrofahrzeug nutze, wechsle er den Sektor, 
denn er werde zum zusätzlichen Stromkunden. Dies sei  

Abb. 24 Zuschaltbare Lasten

Grundidee: 

– �Im Rahmen der Engpassbewirtschaftung durch ÜNB

– �Aktivierung von Zahlungsbereitschaft vor dem  
Netzengpass. Bezogene Energie muss vergütet werden  
(Zahlungsfluss an den ÜNB)

– �Ausschreibungsplattform für zuschaltbare Lasten

– �Zuschlagserteilung für Gebote mit höchstem Arbeitspreis 

– �Mindestpreis 0 €/MWh bis unterhalb des regulären 
Marktpreises

– �Dafür Privilegierungen bei staatlich induzierten 
Strompreisbestandteilen; Alternative: rückwirkende 
Kostenerstattung

– �Pflicht zum Einsatz kontrahierter Lasten vor Abregelung von 
Erneuerbaren Energien bei positivem Deckungsbeitrag



74  |  Fachkonferenz Zukunft Windenergie : Paris – Berlin – Steinfurt

an und für sich richtig, bestätigte Ralf Sitte, doch müss-
ten in der Praxis die Sektoren Wärme und Mobilität 
selbst entscheiden, wie sie ihren Beitrag am Klimaschutz 
ausgestalteten. Und auf die Frage, ob die EEG-Umlage 
als Vorbild für die anderen Sektoren geeignet sei, sagte 
er : »Das wäre denkbar, aber die Konzeption muss aus 
dem Sektor selbst kommen.«

Ebenfalls aus dem Publikum kam der Vorschlag, die 
steuerliche Belastung von Strom zu verringern und auf 
die fossilen Energieträger zu übertragen, um die Sekto-
renkopplung zu fördern – verbunden mit der Frage nach 
der Förderung von Sektorenkopplung auf der Basis von 
Experimentierklauseln, wie sie Staatssekretär Rainer Baake 
(BMWi) am ersten Tag der Fachkonferenz noch für 2016 
in Aussicht gestellt habe. An dieser Stelle verwies Ralf Sitte 
auf das bereits bestehende Förderprogramm »Schaufens-
ter intelligente Energie« des BMWi, mit dem in einzelnen 
Regionen Musterlösungen für die intelligente Vernetzung 
von Erzeugung und Verbrauch sowie den Einsatz innova-
tiver Netztechnologien und -betriebskonzepte entwickelt 
werden sollen. Dazu solle eine Experimentierklausel kom-
men – wie diese aussehen werde, sei indes noch unklar.

An Markus Hirschfeld erging die Frage, wie hoch er das 
Risiko einschätze, dass Marktakteure aufgrund von Ver-
zögerungen beim Ausbau von SuedLink jetzt neue Lö-
sungen entwickeln würden, die mit der Inbetriebnahme 
von SuedLink im Jahr 2025 nicht mehr gefragt seien. Der 
Referatsleiter sah dieses Risiko als gering an, da es sich 
bei derzeit mit Experimentierklauseln geförderten Projek-
ten zum einen um bundesweite Pilotprojekte handle, die 
eine effiziente Stromversorgung der Zukunft erproben 
sollen, und diese zum anderen in der Gesamtzahl zu  
wenige seien, als dass nennenswert überschüssige Kapa-
zitäten zu befürchten wären.

Ein Teilnehmer beklagte die Diskrepanz zwischen der 
viermal höheren Stromsteuer im Vergleich zur Energie-
steuer und mahnte eine entsprechende Angleichung an, 
um die Sektorenkopplung zu fördern. Diskutiert werden 
müsse, ob die Steuerungsfunktion der Stromsteuer in 
Zukunft tatsächlich noch sinnvoll sei oder nicht vielmehr 
durch eine CO2-abhängige Abgabe – etwa im Wärmebe-
reich – ersetzt werden müsse. Alternativ könne man auf 
eine sektorspezifische Abgabe verzichten und stattdes-
sen den Energieverbrauch besteuern.

Eine Kritik am Instrument der Ausschreibungsplattform 
für zuschaltbare Lasten in Schleswig-Holstein zielte in 
Richtung einer gerechten Lastenverteilung : Werde regio-
nal abgeregelter Strom anderweitig genutzt, verblieben 
die Strommengen im Verteilnetz- oder Übertragungs-
netzgebiet – es finde also keine bundesweite Wälzung 
der Kosten statt. Dies sei jedoch der Fall, falls der Strom 
meistbietend versteigert werde. Dadurch steige die EEG-
Umlage, während die Entgelte der Netzbetreiber sinken 
würden. In der Folge würde dies zu einer Entlastung der 
Stromkunden im Gebiet des jeweiligen Netzbetreibers 
führen – bei gleichzeitiger Belastung der Kunden im 
Bundesgebiet.

Markus Hirschfeld nahm in seiner Replik Bezug auf die 
Entschädigungsregelung aufgrund von Abregelungen 
und verwies auf die Struktur des regionalen Netzbetrei-
bers E.ON. Demnach seien bis vor zwei Jahren Entschä-
digungen auf das gesamte E.ON-Netzgebiet verteilt 
worden – von Flensburg bis Bayern. Seit der Aufspaltung 
des Konzerns in regionale Gesellschaften aber würden 

Dr. Markus Hirschfeld
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die Entschädigungszahlungen nur innerhalb der regiona-
len Gesellschaft gewälzt, also im Bereich der Schleswig-
Holstein Netz AG. Bei den Entschädigungszahlungen 
werde zudem getrennt nach dem verursachenden Netz. 
Die Masse der Abregelungen in Schleswig-Holstein seien 
auf den fehlenden 380-kV-Netzausbau zurückzuführen, 
die Entschädigungen würden daher im TenneT-Gebiet 
gewälzt. Eine Ausschreibungsplattform für zuschaltbare 
Lasten würde zusätzliche Zahlungsbereitschaft aktivieren, 
die man als Aufwandsentschädigung den Ersatzkraftwer-
ken gegenüberstellen könne. Dies käme allen Strom-
verbrauchern zu Gute, gleichzeitig werde der Strom 
genutzt.

Welche neuen Geschäftsmodelle sind im Zusammen-
hang mit der Sektorenkopplung und der EEG-Reform 
denkbar? Aus dem Publikum wurde das Beispiel eines 
kleinen Stadtwerks in Bayern angeführt. Dort spiele 
das neue Ausschreibungsmodell des EEG keine Rolle, 
auch Umlagen oder Entgelte nicht, denn das Stadtwerk 
nutze sein eigenes Netz und liefere den selbst erzeugten 
Strom direkt zum Verbraucher. Könnte das Prinzip Schule 
machen, etwa in Schleswig-Holstein? Im Prinzip ja, so 
Markus Hirschfeld – das Problem sei jedoch, dass Wind-
energieanlagen oftmals zu weit entfernt von den Netzen 
der Stadtwerke stünden : »Wo Gebiete von Windenergie-
anlagen und Stadtwerken zusammenpassen, werden wir 
aber in Zukunft solche Projekte sehen.«, betonte er.

Im Publikum wurde Unsicherheit laut, ob es angesichts  
der derzeitigen Bedingungen eine Perspektive für Start-
ups gebe. Reichen als Perspektive die langfristigen Kli-
maschutz-Ziele aus, wird es ein annähernd einheitliches 
Umlagesystem aller Sektoren in der nächsten Legislatur
periode geben? Eine Antwort darauf könne nur eine 
künftige Debatte darüber geben, ob der Stromsektor 
alleine herangezogen werden solle, um die Klimaziele  
zu erreichen, oder inwieweit die anderen Sektoren bereit 
seien, zu deren Erreichen beizutragen, so Ralf Sitte. An-
gesprochen wurde auch die Problematik beim Eigen-
stromverbrauch. So können Eigenstromnutzer zum einen 
Innovationstreiber bei der Sektorenkopplung sein, wenn 
sie beginnen, mit dem selbst erzeugten Strom zu heizen 
und ihr Elektroauto zu betreiben. Zum anderen entstehe 
jedoch eine Schieflage, sobald sich diese Produzenten 

aus dem System (und aus dessen Kosten) verabschieden 
würden, hieß es.

Als Fazit des Forums kristallisierte sich heraus, dass die 
Frage bei allen neuen Geschäftsmodellen nicht lauten 
dürfe : »Was ist machbar?«, sondern »Was ist langfristig 
wirtschaftlich?«. Die Politik sei weiterhin gefragt, dafür 
die richtigen Rahmenbedingungen zu schaffen. Doch 
über welche Instrumente verfügt sie – und welche wären 
geeignet, um die Sektorenkopplung im Sinne der Klima-
ziele voranzutreiben? Beide Referenten wünschten sich, 
dass der Diskussionsprozess darüber und die Entwicklung 
eines Zielmodells bereits vor der Bundestagswahl voran-
getrieben werden möge. Dann herrsche im Arbeitspro-
gramm der nächsten Bundesregierung Klarheit darüber, 
»wohin die Reise geht«. Zum Abschluss äußerte Ralf 
Sitte den Wunsch nach einem Bekenntnis : Alle Sektoren 
müssten so bald wie möglich erklären, was sie bereit  
seien, zum Erreichen der Klimaziele beizutragen.
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Für die FA Wind hat die Fachkonferenz die zuvor gesteck-
ten Erwartungen erfüllt. So konnte die Komplexität der 
Windenergie an Land in Deutschland umfassend beleuch-
tet und diskutiert werden, zudem wurden Lösungswege 
aufgezeigt. Vor allem die Podiumsdiskussionen und die 
vier Fachforen machten deutlich, dass das Engagement 
auf allen Seiten hoch ist und dass selbst vermeintlich 
konträre Interessen bei ausreichend gemeinsamem Willen 
durchaus in Übereinstimmung zu bringen sind.

Damit sieht die FA Wind sich in ihrem Auftrag bestärkt, 
gemeinsam mit den Mitgliedern und weiteren Akteuren, 
die Frage des »Wie« in Bezug auf den weiteren Ausbau 
in Deutschland durch eigene Aktivitäten zu begleiten. 
In den Diskussionen wurde deutlich, dass der Transfor-
mationsprozess im Energiesystem neben dem Stromsek-
tor auch den Wärme- und Verkehrssektor erreicht hat. 
Daher sollten Aufgabenstellungen insbesondere bei der 
Nutzung von sogenanntem überschüssigem Windstrom 
(der ja gar nicht überschüssig ist) im Kontext der beiden 
Letztgenannten bearbeitet werden. Dies könnte einen 
wesentlichen Beitrag liefern, Deutschland wieder näher 
in die Gruppe der Vorreiterländer im Bereich Ausbau und 
Nutzung der erneuerbaren Energien im globalen Kontext 
zu bringen.

Die weitere Umsetzung der Energiewende und der Aus-
bau der Windenergie an Land verfügen über keinerlei 
Automatismen. Die FA Wind wird weiterhin die Rolle als 
Mittler und Katalysator wahrnehmen, um Good Practices 
– wie etwa den »Masterplan Wind« des Kreises Steinfurt 
– vorzustellen und zur Nachahmung vorzuschlagen. Das 
genannte Beispiel Steinfurt zeigt, welche Bedeutung den 
Kommunen bei der langfristig erforderlichen EE-Strom-
produktion – und damit als Gestalter einer zukünftigen 
Gesellschaft – zukommt. Dabei gilt zu betonen, dass 
oftmals keine 1:1-Übernahme möglich ist. Bei der Suche 
nach Strategien bietet sich stattdessen stets ein auf den 
jeweiligen Gesamtraum bezogener Ansatz an.

Mit unseren Ressourcen werden wir auch zukünftig aus-
gewählte Fachthemen bearbeiten – insbesondere offene 
Fragestellungen im Bereich Planung, Akzeptanz und 
Naturschutz. Für den weiteren Ausbau der Windener-
gie an Land ist die Frage der Flächenverfügbarkeit von 
zentraler Bedeutung. Die FA Wind wird hier mit gezielten 
Veranstaltungen und Hintergrundpapieren zum Wissens-
zuwachs beitragen.

Die mit dem EEG 2017 kommenden Ausschreibungen 
für die Ermittlung der Vergütungshöhe für Strom werden 
wir analysieren. Dabei soll das von der Bundesregierung 
gesetzte Ziel – Erhalt der Akteursvielfalt – mit untersucht 
und deren Entwicklung im Rahmen künftiger Auktionen 
analysiert werden, um mögliche, politisch nicht gewollte 
Veränderungen frühzeitig aufzuzeigen und ein Gegen-
steuern zu ermöglichen.

Durch einen strukturierten Prozess wollen wir ein grö-
ßeres Bewusstsein für den Wert informeller Beteiligung 
legen, Hemmnisse in der praktischen Anwendung the-
matisieren und Optionen vorstellen, wie sich eine gute 
Beteiligung ausgestalten und implementieren lässt. Auch 
verwandte Themen – wie finanzielle Teilhabe sowie kom-
munale und unternehmerische Verantwortung – werden 
wir aufgreifen.

Mit allgemein zugänglichen Informationen wollen wir 
unserem Auftrag nachkommen, neutral, allparteilich und 
unabhängig über Entwicklungen rund um die Windener-
gie an Land zu berichten.

Die FA Wind wird ihre besondere Struktur dazu nutzen, 
die Akteure, die mit Windenergie an Land zu tun ha-
ben, aufgabenbezogen zusammenzubringen. Uns ist es 
wichtig, den Austausch auch zwischen unterschiedlichen 
Interessengruppen zu forcieren und gemeinsam nach 
anwendungsorientierten Lösungen zu suchen, damit die 
Energiewende weiter ein Erfolg bleibt.

Fazit
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Tagungsprogramm 

27. Juni 2016

13 :00 Uhr Block 1	�  Auditorium

Begrüßung und Moderation
Thorsten Müller, Vorsitzender, Stiftung Umweltenergierecht und 
Vorsitzender, FA Wind

Energiepolitik nach Paris und die Rolle der Windenergie
Rainer Baake, Staatssekretär, Bundesministerium für Wirtschaft  
und Energie

Orientierungswissen für Politik und Gesellschaft nach der 
COP21 in Paris – welche Rolle kann der Ausbau der Windenergie 
an Land spielen?
Prof. Dr. Manfred Fischedick, Vizepräsident,  
Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie 

Energieland 2050 – Der Kreis Steinfurt wird unabhängig.
Ulrich Ahlke, Amtsleiter, Amt für Klimaschutz und Nachhaltigkeit, 
Kreis Steinfurt 

16 :30 Uhr Block 2	 � Auditorium

Der Ausbau der Windenergie zwischen Wunsch und Wirklichkeit 
– welche Rolle spielt die finanzielle Teilhabe von Gemeinden 
und Bürgern?
Lothar Säwert, Abteilungsleiter, Ministerium für Energie, 
Infrastruktur und Landesentwicklung Mecklenburg-Vorpommern

Das Gelingen der Energiewende als unternehmerische Verant-
wortung : Herausforderungen und Chancen
Jörg Müller, Vorstandsvorsitzender, ENERTRAG AG

Akzeptanz und Partizipation als Voraussetzung für den 
Windenergieausbau?
Dr. Pia-Johanna Schweizer, Senior Researcher,  
ZIRIUS Zentrum für Interdisziplinäre Risiko- und Innovations
forschung der Universität Stuttgart 

18 :00 Uhr Podiumsgespräch

Lothar Säwert, Jörg Müller, Dr. Pia-Johanna Schweizer,  
Ulrich Ahlke, Jan-Hinrich Glahr
Moderation : Thorsten Müller, FA Wind

28. Juni 2016

9 :00 Uhr Block 3	�  Auditorium

Begrüßung 
Axel Tscherniak, Geschäftsführer, FA Wind

Nahaufnahme EEG 2016 – Aktueller Stand und Ausblick
Dr. Karin Freier, Referatsleiterin Erneuerbare Energien im 
Stromsektor, Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Bewertung der Änderungen aus der Sicht 

…	der Energiewirtschaft : 
	� Dr. Maren Petersen, Geschäftsbereichsleiterin Erzeugung und 

Leiterin der Stabsstelle für Erneuerbare Energien, BDEW

…	der NGOs: 
	� Tina Löffelsend, Leiterin Energie und nationale Klimapolitik, 

BUND

…	�der Betreiber: 
	 Henning Dettmer, Geschäftsführer, BWE

… �der Hersteller:  
	 Matthias Zelinger, Geschäftsführer, VDMA Power Systems

Talkrunde
Moderation : Dagmar Dehmer, Journalistin 
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11 :15 Uhr Block 4� Auditorium und Seminarhaus

Moderierte, parallel laufende Fachforen mit Inputvorträgen und 
anschließender Diskussion 

Forum 1  : Windenergieanlagen und räumliche Steuerung

Moderation
Christiane Donnerstag, Referentin, Referat Grundsatzfragen der 
Energiewende, Erneuerbare Energien, Energiewirtschaft, Minis-
terium für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie und Landesplanung 
Rheinland-Pfalz 

Dr. Till Jenssen, Referent, Referat Erneuerbare Energien, Ministeri-
um für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg

Konzentrationsplanungen –  
Abschied vom Dogma ebenenspezifischer Planung?
Nils Wegner, wissenschaftlicher Mitarbeiter,  
Stiftung Umweltenergierecht

Hemmnisse des Windenergieausbaus in der Regionalplanung : 
Welche sind maßgeblich und welche Lösungsmöglichkeiten 
bieten sich an? 
Ulrich Tasch, Referent, Referat Koordinierung von Raumansprüchen 
und sektoralen Fachpolitiken, Rechtsangelegenheiten der Raum-
ordnung der Staatskanzlei Schleswig-Holstein 

Forum 2 : Kommunale Wertschöpfung und Akzeptanz

Moderation
Norbert Portz, Beigeordneter, DStGB und Vorstandsmitglied, 
FA Wind, Axel Tscherniak, Geschäftsführer, FA Wind

Rechtliche Rahmenbedingungen für die wirtschaftliche 
Betätigung von Kommunen
Jenny Kirschey, Referentin, FA Wind

Qualitätssicherung durch Selbstverpflichtungen am Beispiel  
des Thüringer Siegels »Faire Windenergie«
Prof. Dr. Dieter Sell, Geschäftsführer, Thüringer Energie- und 
GreenTech-Agentur

Best practice : Bürgerbeteiligung und kommunale Wertschöpfung
Teelke Oldermann, stellv. Leiterin Politik und Regierungs
beziehungen, Enercon GmbH

Forum 3 : Windenergie und Naturschutz

Moderation
Kathrin Ammermann, Leiterin des Fachgebietes Naturschutz und 
erneuerbare Energien und des Kompetenzzentrums Erneuerbare 
Energien und Naturschutz, Bundesamt für Naturschutz

Iris Otto, Referatsleiterin Integrierte Umweltplanung, Hessisches 
Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung

Frischer Wind vom Naturschutz – Wie eine naturgerechte 
Energiewende gelingen kann. 
Dr. Eick von Ruschkowski, Deutscher Naturschutzring

Das Spannungsfeld Windenergieanlagen und Naturschutz in 
Genehmigungs- und Gerichtsverfahren
Prof. Dr. Ulrich Hösch, Fachanwalt für Verwaltungsrecht, 
Gronefeld Rechtsanwälte 

Strategien zur Vereinbarkeit von Windenergie und Artenschutz
Dr. Dirk Sudhaus, Forschungskoordinator, FA Wind 

Forum 4 : Neue Geschäftsmodelle 

Moderation
Dr. Ruth Brand-Schock, Leiterin Politik und Regierungsbeziehungen, 
Enercon GmbH

Fabian Schmitz-Grethlein, Bereichsleiter Energieerzeugung und 
stellv. Abteilungsleiter Energiewirtschaft, Verband kommunaler 
Unternehmen e. V. 

Sektorkopplung – ein Blick auf die Baustelle (n)
Dr. Ralf Sitte, Referatsleiter Flexibilität der Nachfrage, Technische 
Systemintegration, Speicher, Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie

Perspektiven für netzengpassbedingte Stromüberschüsse aus 
Windkraft am Beispiel Schleswig-Holstein 
Dr. Markus Hirschfeld, Referatsleiter, Referat Energiepolitik und 
Energierecht, Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein







Fachagentur Windenergie an Land e. V.

Fanny-Zobel-Straße 11 I 12435 Berlin 
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